


































































































































































brauch bis hin zum Abfall das gesamte Risiko eines Stoffes mit seinem Nutzen, 
aber auch mit alternativen Stoffen vergleicht. Erste Schritte zur Vermeidung cWo­
rorganischer Endprodukte sind getan. Dies zeigen die Produktionseinstellungen 
für PCP und PCB in der Bundesrepublik Deutschland. 

Neben dem Verbot gefährlicher Stoffe muß die Möglichkeit geschaffen werden, 
einzelne umweltrelevante Stoffe auch mit spezifischen Abgaben zu verteuern, da­
mit sie weniger eingesetzt werden. Überall dort, wo es für einen gleichen Zweck 
umweltfreundlichere Produkte gibt, muß der Einsatz des Ersatzstoffes durch 
wirtschaftlichen Anreiz oder durch staatliche Vorgabe gefördert oder gesetzlich 
geregelt werden. 

179. Die einzelnen Stoffe, Substanzen und Produkte müssen stets über ihren 
ganzen "Lebenszyklus" hinweg bewertet werden. Bereits bei der Produktion muß 
Klarheit darüber gewonnen werden, welche wiederverwertbaren Rohstoffe und 
Abfallstoffe entstehen, wie sie vermieden oder wiederverwertet oder wie sie ohne 
Beeinträchtigung der Umwelt entsorgt werden können. Bei der Entscheidung für 
Produkte und Produktionsprozesse muß bereits vom Abfall her gedacht werden. 
Stärker a ls bisher muß von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, bestimm­
ten Produkten und Verfahren die Genehmigung zu verweigern, wenn sie zu nicht 
beherrschbaren Abfallstoffen führen. Der Staat und die Kommunen dürfen im 
Abfallbereich nicht zum Ausfallbürgen werden. Vor der Erteilung einer Betriebs­
genehmigung muß der zukünfrige Betreiber die Umweltverträglichkeit seines Pro­
duktes und der bei der Herstellung und bei der Entsorgung anfallenden Abfall­
stoffe nachweisen. Zur Finanzierung der vor uns liegenden Aufgaben bei der AIt­
lastensanierung wird ein Altlastenfonds gebildet, an dem sich Bund, Länder, Ge­
meinden und Industrie entsprechend ihrer Zuständigkeit beteiligen. 

180. "Weg von der Wegwerfgesellschaft" ist unser Ziel. Die Wiederverwertung 
bietet noch viele Chancen für Kreativität und das Mithandeln unserer Bürger: von 
der Kompostierung der Grünabfälle über die vielfältigen Erfassungssysteme bis 
hin zu den Angeboten zur getrennten Sammlung von Wertstoffen wie Glas, Pa­
pier, Metall und von Problemstoffen im Haushalt. Wiederverwertung wird zu­
dem gefördert durch Rücknahmeverpflichtungen der Industrie, wie wir sie z. B. 
bei halogenierten Lösemitteln für unumgänglich halten. Diese werden durch 
Pflichtpfand vorangebracht. Der umweltbewußte Bürger muß durch richtige und 
verständliche Kennzeichnung von Produkten verstärkt in der Wahrnehmung sei­
ner Verantwortung unterstützt werden. 

Eine Entsorgung von Kleinmengen von umwelt problematischen Stoffen muß für 
Bürger und Kleinbetriebe kostengünstig und ohne Formalitäten möglich sein. 

181. Wir sind der Vermeidung und der Wiederverwertung verpflichtet. Wir 
brauchen aber auch umweltverträgliche Anlagen zur Abfallentsorgung. Die Indu­
striegesellschaft braucht Deponien sowie Anlagen für die chemische und physika-
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lische, aber auch thermische Behandlung. Sie sind Einrichtungen für den Umwelt­
schutz. denn sie können mit moderner Technik umweltverträglich gebaut und be­
trieben werden. Es ist unverantwortlich, wenn vor Ort der politische Mut zur 
Durchsetzung dieser Anlagen fehlt. Die Konsequenz ist, daß die Abfälle und da­
mit die schlechten Risiken unseres Wohlstandes exportiert und häufig unter 
schlechteren Umweltbedingungen vergraben und vergessen werden. Die Dritte 
Welt und die Länder Osteuropas dürfen nicht als Abfalleimer der Wohlstandsge­
sellschaft der Industrieländer mißbraucht werden. Ein Exportverbot in die Län­
der der Dritten Welt ist festzuschreiben. 
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Teil 2 

Unsere Verantwortung in der Welt 

Christlich-demokratische Perspektiven zur 
Deutscbland-, Außen-, Sicherheits-, Europa- und Entwicklungspolitik 

I. Die Bundesrepublik Deutschland vor den Herausforderungen der 
neunziger Jahre 

1. Die Welt wächst zusammen "im Bewußtsein der Menschen und in der Politik 
der Staaten . Probleme der Erhaltung und Wiederherstellung des Friedens, der 
Wirtschaft und des Handels. des Umweltschutzes, der Energieversorgung und 
Ressourcenschonung, der Unterentwicklung, der Menschenrechtsverletzungen, 
des Terrorismus lassen sich zunehmend nur durch eine weltweite engere Zusam­
menarbeit lösen. Die internationale Politik ist in Bewegung geraten: Neue indu­
strielle Zentren und regional bedeutsame Mächte entstehen, die Länder der Drit­
ten Welt fordern ihren angemessenen Platz in der Welt, regionale Krisen und 
Kriege haben weltweite Auswirkungen; der Ost-West-Konflikt verliert gegenüber 
diesen Entwicklungen seine alles beherrschende Bedeutung, bleibt aber für den 
europäischen Kontinent politisch bestimmend. Das freie Europa muß sich auf 
seine eigene Kraft und politische Verantwortung besinnen und gemeinsame Ant­
worten auf diese Herausforderungen finden. 

2. Der pOlitische Bewegungsspielraum der Europäer in West und Ost - und da­
mit auch der Deutschen - ist durch die verbesserten Beziehungen zwischen den 
beiden Weltmächten größer geworden. Die CDU will durch ihre Deutschlandpoli­
tik die Kontakte zwischen den Menschen verbessern und die Zusammenarbeit auf 
allen Ebenen ausbauen, weil dadurch den Menschen geholfen wird und dies der 
Wahrung der Einheit der Nation dient und damit der Freiheit, der Selbstbestim­
mung und der Einheit der Deutschen. In einem freien und geeinten Europa die 
nationale und staatliche Einheit zu wahren und in freier Selbstbestimmung die 
Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden - das bleibt unser nationaler und 
europäischer Auftrag. 

3. Die Bundesrepublik Deutschland und das freie Europa können auf Dauer keine 
Inseln der Freiheit, des Wohlstands und des Friedens bleiben, wenn in anderen 
Teilen der Erde Unterdrückung, Armut und politische Instabilität herrschen. Die 
freien Länder des Westens würden die Menschen, die in Unfreiheit und Armut­
leben, tief enttäuschen, wenn sie nicht weltweit aktiv für Freiheit, soziale Ge­
rechtigkeit und Menschenrechte eintreten würden. 
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Als Deutsche tragen wir aufgrund unserer geschichtlichen Erfahrungen eine be­
sondere Verantwortung für die Durchsetzung und Erhaltung der Menschenrechte. 
Für die CDU gelten die Menschenrechte weltweit und sind unteilbar. Unser Enga­
gement für die Menschenrechte ist keine Einmischung in die inneren Angelegen­
heiten fremder Staaten, denn es beruht auf internationalen Verträgen und Dekla­
rationen zu den Menschenrechten und dient einer aktiven Friedenspolitik. 

Die CDU kämpft fUr eine Welt ohne Hunger, Not und Elend. Das Gebot der 
christlichen Nächstenliebe verlangt von uns Opfer, um das Überleben von Millio­
nen Menschen sichern zu helfen. Bei einer immer noch stark wachsenden Weltbe­
völkerung verpflichtet uns unser Wohlstand, weltweit besonders den Menschen 
zu helfen, deren Überleben durch Hunger und Not gefährdet ist. Wir müssen an­
ders leben, damit andere überleben können. 

4. Die Bundesrepublik Deutschland hat sich zu einem Staat mit großem interna­
tionalen Gewicht entwickelt, was weltpolitische Mitverantwortung zur Folge hat. 
Sie gehört zu den führenden Handels- und Industriestaaten der Erde und zu den 
Garanten einer stabilen Weltwirtschaftsordnung. Sie ist politisch, wirtschaftlich 
und militärisch ein bedeutsamer Faktor im westlichen Bündnis und ein politischer 
Motor der Europäischen Gemeinschaft. 

Viele Staaten der Welt erwarten von der Bundesrepublik Deutschland eigene Bei­
träge zur Bewältigung gemeinsamer Probleme. Sie muß zusammen mit ihren west­
lichen Partnern Mitgestalter der internationalen Politik sein, damit ihre Ziele und 
Interessen berücksichtigt werden. Das Bewußtsein für die gewachsene Bedeutung 
und Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland in der internationalen Poli­
tik muß bei ihren Bürgern gestärkt werden . 

5. Aus ihren globalen und europäischen Verflechtungen ergeben sich für die 
Bundesrepublik Deutschland als exportorientiertes und rohstoffarmes Land 
Chancen und Risiken. Deshalb ist eine Verstärkung der europäischen und der 
weltweiten Zusammenarbeit für die Bundesrepublik Deutschland besonders wich­
tig. Als Staat, der an der Nahtstelle zwischen West und Ost liegt und der auf eige­
ne Atomwaffen verbindlich verzichtet hat, ist die Bundesrepublik Deutschland 
politisch und militärisch besonders bedroht und daher besonders auf den Schutz 
der USA und der anderen westlichen Bündnispartner angewiesen. 

6. Die Bundesrepublik Deutschland gehört als Mitglied der Europäischen Ge­
meinschaft und der Atlantischen Allianz zur Wertegemeinschaft der freien Staa­
ten der westlichen Welt. Dieser klare Standort, der seit Konrad Adenauer die Au­
ßenpolitik der CDU bestimmt, führt zur Ablehnung jeder Spielart von Neutralis­
mus im Ost-West-Konflikt. Die Bundesrepublik Deutschland steht nicht zwischen 
den weltpolitischen Lagern, sondern im Lager der Freiheit. Fundament unserer 
Sicherheit und Freiheit sind die Atlantische Allianz und die freundschaftlichen 
Beziehungen mit den Vereinigten Staaten von Amerika und den anderen Part­
nern. Die Festigung der Freundschaft und Partnerschaft mit den USA bleibt eine 
vorrangige Aufgabe deutscher und europäischer Politik . 
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Die NATO ist unersetzlich, weil sie Europa vor Krieg und politischer Erpressung 
schützt. Die europäischen Mitgliedstaaten der NATO müssen innerhalb des 
Bündnisses ihrem politischen und wirtschaftlichen Gewicht entsprechend mehr 
Verantwortung für die eigene Sicherheit übernehmen. Europa braucht Amerika. 
Amerika braucht Europa. 

7. Für Christliche Demokraten ist Frieden mehr als das Schweigen der Waffen. 
Dauerhaften Frieden kann es nur in einer gerechten und freiheitlichen Lebensord­
nung geben, in der die Menschenrechte verwirklicht sind. Rüstungskontrolle und 
Abrüstung allein können daher den Frieden nicht garantieren. Entscheidend ist 
der hinter den Waffen stehende politische Wille. Solange es den Gegensatz zwi­
schen Freiheit und Unfreiheit gibt, müssen die freien Staaten zur Verteidigung fä­
hig und bereit sein. Sicherheit mit militärischen Mitteln und eine Politik des akti­
ven Dialogs, Verteidigungsbereitschaft und Verständigungsbereitschaft sind keine 
Gegensätze, sondern bedingen und ergänzen einander. Sie sind das Fundament 
christlich-demokratischer Entspannungspolitik. 

Die CDU tritt dafür ein, den Prozeß von Rüstungskontrolle und Abrüstung in 
Europa und weltweit Schritt für Schritt fortzusetzen, damit militärisches Gleich­
gewicht und mehr politische Stabilität erreicht werden. Die CDU ist die Partei der 
Freiheit und der Sicherheit. Wir wollen Abrüstung, die die gegenseitige Sicherheit 
erhöht. Wir wollen Frieden schaffen mit immer weniger Waffen. Deshalb gehört 
Abrüstung zu den wichtigen Zielen unserer Außenpolitik. 

8. Die Europäische Gemeinschaft muß zu einem neuen Zentrum internationaler 
Politik werden. Nur eine Gemeinschaft , die mit einer Stimme spricht, wird ihr 
ganzes politisches und wirtschaftliches Gewicht zur Wahrung ihrer eigenen Inter­
essen und zur Überwindung der Teilung Deutschlands und Europas in die interna­
tionale Politik einbringen können. Nur wenn sie zu einer Wirtschafts- und Tech­
nologiegemeinschaft und zu einem einheitlichen Binnenmarkt zusammenwächst, 
kann sie auf den Weltmärkten erfolgreich sein. Nur eine Europäische Gemein­
schaft, die sich zu einer Sicherheitsunion zusammenschließt und im Atlantischen 
Bündnis verankert ist, kann auf Dauer Frieden und Freiheit in Europa bewahren. 
Die CDU sieht es seit Konrad Adenauer als ihre historische Aufgabe an, die Euro­
päische Gemeinschaft zu einer Europäischen Union auszubauen. 

9. Die Beziehungen zur Sowjet union sind für die BundesrepubJik Deutschland 
von zentraler Bedeutung. Die sicb in der Sowjetunion abzeichnenden politischen 
Veränderungen können Chancen eröffnen zu mehr Zusammenarbeit, Vertrauens­
bildung und Abbau von Spannungen zwischen West und Ost. Auch die Politik 
der guten Nachbarschaft mit den Völkern Mittel- und Osteuropas kann dadurch 
neue [mpulse erhalten. Weder West noch Ost sind heute in der Lage, die Heraus­
forderungen des Abbaus von Spannungen und der Kriegsverhinderung, aber auch 
zum Beispiel des Umweltschutzes, allein zu bewältigen. Wichtige Probleme wer­
den nur gelöst, wenn zwischen den gegensätzlichen Gesellschaftsordnungen For­
men der Zusammenarbeit gefunden werden. 
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Dialog und Zusammenarbeit zwischen West und Ost dürfen aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß es Grenzen der Gemeinsamkeit gibt, die in der Unvereinbar­
keit von Demokratie und Diktatur begründet sind. Deshalb treten wir auch im 
West-Ost-Dialog für die Menschenrechte und das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker ein. Erst, wenn ganz Europa ein Kontinent der Menschenrechte und der 
gewaltfreien Konfliktregelung, der Freizügigkeit und des freien Austausches von 
Meinungen und Informationen ist, ist der Frieden dauerhaft gesichert. 

10. Stellung und Ansehen der Bundesrepublik Deutschland in der Welt hängen 
nicht allein von ihrem politischen Gewicht und ihrer wirtschaftlichen Leistungs­
kraft ab, sondern' auch von ihrer kulturellen Präsenz im Ausland sowie' von der 
Bereitschaft zum internationalen kulturellen Austausch. Auswärtige Kulturpoli­
tik soll ein wirklichkeitsnahes Bild vom Leben und Denken in unserem Lande ver­
mitteln und das Verständnis für Deutschland und die Kenntnis der deutschen 
Sprache in der Welt fördern. Sie ist damit Sympathiewerbung für unser Volk und 
für unseren demokratischen Staat. Die eDU betrachtet deshalb den Kulturaus­
tausch als einen Bereich der Außenpolitik, der den politischen und wirtschaft­
lichen Beziehungen gleichrangig ist. Eine Ausweitung der aUSWärtigen Kulturpoli­
tik darf nicht an fehlenden materiellen Grundlagen scheitern. 

ll. In freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands vollenden 

Freiheit ist Bedingung der Einbeit 

11. "Die Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit war und ist das vordring­
lichste Ziel unserer Politik ... Auf uns allein gestellt, würden wir nichts errei­
chen, mit dem Westen vereinigt, würden wir ... unsere Freiheit behalten und die 
Wiedervereinigung Deutschlands in Frieden und Freiheit im Lauf der Zeit ver­
wirklichen." Diese Worte Konrad Adenauers umreißen unseren nationalen und 
europäischen Auftrag - in einem freien und geeinten Europa ein freies und ge­
eintes Deutschland zu schaffen . 

Deutschland besteht fort, und die Menschen in Deutschland gehören zusammen, 
obwohl das deutsche Volk heute gegen seinen Willen staatlich getrennt leben 
muß. Die Deutschen sind nicht bereit, sich mit dieser Trennung abzufinden. Kern 
der DeutschlandpoIitik der enu bleibt deshalb, "die nationale und staatliche Ein­
heit zu wahren" (präambel des Grundgesetzes). 

Die CDU hält fest an dem Ziel, eine stabile Friedensordnung in Europa zu schaf­
fen, in der das deutsche Volk in freier Ausübung des Selbstbestimmungsrechts die 
Einheit Deutschlands in Freiheit wiedererlangt. 

Bei der Verfolgung dieses Zieles läßt sich die CDU von folgenden Grundsätzen 
leiten: 
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Freiheit ist Bedingung der Einheit und nicht ihr Preis . 
Die Einheit kann nur auf gewaltfreiem Wege erreicht werden. 

Wir brauchen für die Verwirklichung des Rechts unseres Volkes auf Selbstbestim­
mung das Verständnis und die Unterstützung unserer Nachbarn und Freunde, 
wofür im Rahmen einer aktiven Deutschlandpolitik stets geworben werden muß. 
Beides werden wir erreichen, wenn die Lösung der deutschen Frage in einen euro­
päischen Rahmen eingebettet ist. 

12. Solange die Einheit in Freiheit noch nicht erreicht ist, muß die deutsche Frage 
rechtlich und politisch offengehalten werden. Die eDU betrachtet es daher als 
wichtige Aufgabe der Deutschlandpolitik, das gesamtdeutsche Bewußtsein und 
den Willen zur nationalen Einheit zu stärken und alle Entwicklungen zu fördern, 
die der deutschen Einheit in Freiheit dienen. Die eDU hält an der einen deutschen 
Staatsangehörigkeit fest. Die DDR ist für uns kein Ausland . 

Die deutsche Frage und ihr geschichtlicher Zusammenhang sowie ihre aktuelle Be­
deutung müssen den jungen Menschen in allen Bereichen des Bildungswesens stär­
ker nahegebracht werden. Es gilt, das Bewußtsein von Deutschland in allen seinen 
Teilen und seiner ganzen Geschichte gerade auch bei unserer Jugend wachzuhal­
ten. 

Die deutsche Kultur muß in ihrer ganzen Vielfalt im 1n- und Ausland bewußt ge­
macht und vermittelt werden. Dazu gehören insbesondere auch die Erhaltung, die 
Pflege und die Fortentwicklung des großen kulturellen Erbes aller Deutschen, die 
ihre angestammte Heimat verlassen mußten. 

13. Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ist die wichtigste Grund­
lage unserer Deutschlandpolitik. Weitere grundlegende Dokumente sind: 

der Deutschlandvertrag von 1954, 
der Moskauer und der Warschauer Vertrag von 1970, 
das Viermächte-Abkommen über Berlin von 1971, 
der Grundlagenvertrag von 1972, 
die Briefe zur deutschen Einheit, 
die Gemeinsame Entschließung des Deutschen Bundestages von 1972 und 
die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts von 1973, 1975 und 1987. 

Inhalt und Tragweite dieser Grundlagen sollen verstärkt bewußt gemacht werden, 
auch und gerade an den Schulen. 

14. Unter den Bedingungen der andauernden Teilung Deutschlands ist die Poli­
tik des Dialogs, der praktischen Zusammenarbeit und der vertraglichen Ab­
machungen mit der DDR der geeignete Weg. um den Menschen, die dort leben, 
konkret zu helfen. Menschliche Erleichterungen, auch im Reiseverkehr, dienen 
zugleich dem Zusammenhalt der Deutschen. 

81 



Diese aktive Deutschlandpolitik stärkt das Bewußtsein der Deutschen, ein Volk zu 
sein und einer Nation anzugehören und fördert damit die Voraussetzungen zur 
Wiedergewinnung der deutschen Einheit. Die CDU wird auch in Zukunft eine ak­
tive Deutschlandpolitik verfolgen, deren Fundament der Einsatz für das Selbstbe­
stimmungsrecht und die Menschenrechte ist, um jede vernünftige Chance zur 
Überwindung der Teilung Deutschlands zu nutzen. 

15. In besonderer Weise bedürfen jene Deutschen unserer Hilfe und Solidarität, 
die in Mittel-, Ost- und Südosteuropa sowie im asiatischen Bereich der Sowjet­
Union leben . Ihnen droht häufig - über die Verweigerung der allgemeinen Men­
schenrechte hinaus - auch der Verlust ihrer deutschen Identität, d. h . ihrer Kul­
tur, ihrer Sprache, ihres Brauchtums und ihrer lebendigen Verbindungen zum 
deutschen Volk. Die CDU setzt sich dafür ein, daß ihnen und allen nationalen 
Minderheiten und Volksgruppen die ihnen zustehenden Rechte gewährt werden. 

Die CDU fordert deshalb unter anderem die Möglichkeit des Unterrichts in der 
Muttersprache, den ungehinderten Zugang zu deutschsprachiger Literatur, die 
Zulassung deutscher Vereine, den deutschsprachigen Gottesdienst sowie die Er­
haltung historischer Stätten. 

Die cnu fühlt sich jenen Deutschen besonders verbunden, die durch Flucht und 
Vertreibung ihre Heimat in Mittel- und Ostdeutschland sowie im übrigen kommu­
nistischen Machtbereich haben verlassen müssen. Die Vertriebenen und Flüchtlin­
ge haben sich um den Aufbau der Bundesrepublik Deutschland verdient gemacht. 
Das gleiche gilt für die Aussiedler, die Übersiedler und die politischen Häftlinge. 

1&. Solange der Gegensatz von Freiheit und Unfreiheit die Überwindung der Tei­
lung Europas und damit Deutschlands verhindert, ist es unsere Aufgabe, das heute 
Mögliche und Verantwortbare zu tun, um den Ost-West-Konflikt in Deutschland 
und Europa zu mildern und auf seine Überwindung hinzuwirken. An der festen 
Zugehörigkeit der Bundesrepublik Deutschland zur westlichen Wertegemein­
schaft, die Grundlage für die Solidarität der Staaten des freien Westens ist, darf 
kein Zweifel aufkommen. Die cnu wird keine Politik betreiben, unterstützen 
oder tolerieren, die auf einen neutralistischen Sonderweg hinausläuft; Christliche 
Demokraten haben aus der Geschichte gelernt: Freiheit geht vor Einheit. 

Es bleibt Ziel unserer Politik, unseren Beitrag dazu zu leisten, den Ost-West-Kon­
flikt in einer dauerhaften Europäischen Friedensordnung zu überwinden. Die 
Grenzen der Staaten in ganz Europa müssen ihren die Menschen trennenden Cha­
rakter verlieren. Wir wollen, daß die Menschen zueinander kommen können. 
Grenzen zu überwinden durch Menschlichkeit und Verständigung mit allen unse­
ren östlichen Nachbarn, das ist ein friedensfördernder Beitrag unserer Ost- und 
DeutschJandpolitik. Dafür wollen wir besonders die Chancen des KSZE-Prozes­
ses nutzen. 

Die Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ) in der Europäischen Gemein­
schaft muß in Zukunft beim West-Ost-Dialog eine noch größere Verantwortung 
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für die Durchsetzung der Menschenrechte aller Deutschen und aller Europäer 
wahrnehmen. So können wir unsere berechtigten nationalen Anliegen zu einer 
Aufgabe der Europäischen Gemeinschaft machen, indem sie sich für alle Europä­
er in Mittel-, Ost- und Südosteuropa einsetzt. 

17. Bei aller Bereitschaft zum Dialog mit der DDR wissen wir, daß sie kein de­
mokratisch legitimierter Staat ist . Die dort Herrschenden gründen ihr System. das 
die Menschenrechte verletzt und unterdrückt, auf eine totalitäre Ideologie; Aus­
druck dafür sind Mauer. Stacheldraht und Schießbefehl. Die CDU wird nicht 
nachlassen, die Menschenrechtsverletzungen im unfreien Teil Deutschlands zu 
verurteilen. Sie bekundet ihre Solidarität mit jenen:. die sich für die Menschen­
rechte aller Deutschen einsetzen. Die Bundesregierung wird aufgefordert, in inter­
nationalen Organisationen, wie z. B. der UNO, dem Europarat etc., auf die Men­
schenrechtsverletzungen in der DDR hinzuweisen, um dies der internationalen 
Öffentlichkeit bewußt zu machen. Die CDU fordert die Aufhebung des Schießbe­
fehls und die Beseitigung der Mauer sowie der anderen GrenzsperranJagen. Alle. 
Deutschen sollen in Freiheit leben können. Wir fordern die Führung der DDR 
auf, den elementaren Erwartungen der Menschen nach Freiheit, Freizügigkeit und 
Rechtssicherheit zu entsprechen. Solange unseren mitteldeutschen Landsleuten 
aus politischen Gründen Gewalt und Unrecht angetan wird, erfüllen Einrichtun­
gen wie die Zentrale ErfassungssteUe Salzgitter wichtige Aufgaben . 

Die CDU erteilt allen denen eine klare Absage, die in irgendeiner Form eine Re­
glementierung des Zuzugs von Deutschen aus der DDR in die Bundesrepublik 
DeutschJand befürworten oder fordern. 

Den Zusammenhalt mit den Menschen in der DDR vertiefen 

18. Ungeachtet der prinzipiellen Gegensätze mit der DDR sind die Interessen der 
Menschen im geteilten Deutschland für die CDU Ausgangspunkt und Maßstab 
der innerdeutschen Politik. Bis zur überwindung der Teilung wollen wir deren 
Folgen für die Menschen lindern. Hierzu gehört auch eine aktive Politik für Ber­
lin und die Zonenrandgebiete. Im Vordergrund unserer Bemühungen stehen die 
menschlichen Begegnungen. Wir wollen damit das Zusammengehörigkeitsgefühl 
der Deutschen bewahren und stärken. 

Je enger die wechselseitigen Verflechtungen zwischen West und Ost und je dichter 
die gegenseitigen Beziehungen sind, desto stärker ist die Berechenbarkeit der Poli­
tik des anderen. Die CDU will deshalb den politischen Dialog mit der DDR inten­
sivieren und die Zusammenarbeit auf allen Ebenen ausbauen . 

Dazu gehört der Dialog mit den Kirchen, aber auch mit gesellschaftlichen Grup­
pen und Institutionen. Die DDR-Führung muß jedoch wissen, daß die Intensität 
und der Erfolg des innerdeutschen Dialogs auch davon abhängig sind, ob sie in ih­
rem Machtbereich Diskussion und Dialog zuläßt. Die eDU strebt trotz zu erwar-
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tender Schwierigkeiten und Rückschläge weitere Vereinbarungen mit der DDR 
an, die den Menschen zugute kommen: 
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Ausweitung des Reiseverkehrs, damit möglichst viele Menschen aus der DDR 
frei und ungehindert reisen können. Die Besuchs- und Ausreisepraxis der 
DDR muß freizügiger werden sowie auf eine für alle durchschaubare und 
rechtlich einforderbare Grundlage gestellt werden. Wir setzen uns ein für die 
Liberalisierung der Westreisemöglichkeiten, die Aufltebung der Altersbegren­
zung, die Abschaffung des Mindestumtausches, die Beseitigung der von der 
DDR verfügten Reise-, Einreise- und Kontaktverbote, die Aufhebung des Vis­
umzwangs und der Beschränkung freier Bewegungsmöglicbkeiten der Men­
schen zwischen beiden Staaten in Deutschland. Auch die Möglichkeiten von 
Bürgern der Bundesrepublik Deutschland, in die DDR zu reisen, müssen von 
überflüssigen Reglementierungen durch die DDR befreit werden. Da es bisher 
in der DDR an den erforderlichen Fremdenverkehrseinrichtungen mangelt, ist 
ihr schneller Ausbau erforderlich. Städte wie zum Beispiel Hamburg, Hanno­
ver und Kiel müssen in den grenznahen Verkehr einbezogen werden. 

Schaffung eines innerdeutschen Jugendwerkes, um die Beziehungen zwischen 
den Jugendlichen zu fördern. Dabei muß die bestehende Vielfalt der Bezie­
hungen von Jugendorganisationen genutzt und ausgebaut werden. Außerdem 
befürworten wir den Austausch von Schülern und Lehrern, Volontären, Lehr­
lingen und Praktikanten sowie von Betriebs- und Personalräten, um die jewei­
lige Arbeitswelt besser kennenzulernen. 

Ausbau der innerdeutschen Städtepartnerschaften mit dem Ziel, daß immer 
mehr Menschen in den Partnerstädten einander besuchen. Diese Partnerschaf­
ten müssen in erster Linie von den Bürgern selbst gestaltet werden, zum Bei­
spiel im Bereich des kulturellen, wissenschaftlichen und religiösen Lebens und 
des Sports. 

Innerdeutsche Initiative zur Erhaltung der vom Verfall bedrohten historischen 
Bausubstanz, da die von Krieg und Nachkriegszerstörung verschonten Bau­
lichkeiten Kulturerbe des ganzen deutschen Volkes sind. Auch die Städtepart­
nerschaften sollten sich dieser Aufgaben annehmen. 

Ausweitung des innerdeutschen Sportverkehrs. Wir wollen vor allem eine Ein­
beziehung des Breitensports und sportliche Begegnungen auf kommunaler 
Ebene und im grenznahen Bereich. An den Sportbegegnungen sollen auch Zu­
schauer aus beiden Staaten in Deutschland teilnehmen können. 

Ausweitung innerdeutscher Hochschulpartnerschaften, die sich nicht auf die 
Funktionsträger beschränken, sondern den direkten Kontakt unter den Stu­
denten und Professoren ermöglichen sollen. Zur Förderung dieses Austau­
sches sollte eine gemeinsame Stiftung errichtet werden, die mit der Vergabe 
von Stipendien betraut werden könnte. 



- Ungehinderter Zugang zu Büchern, Zeitschriften und Zeitungen in der DDR; 
Empfangsmöglichkeiten des DDR-Fernsehens in der Bundesrepublik 
Deutschland, zum Beispiel im Rahmen von Kabelprojekten. Die CDU erwar­
tet eine entsprechende Praxis auch für unsere Programme in der DDR. 

Ausbau bestehender und Entwicklung neuer Formen der wirtschaftlichen Zu­
sammenarbeit, zum Beispiel bei der gemeinsamen Führung von Betrieben . 

Ausbau des Flugverkehrs zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR unter voller Wahrung der Interessen von Berlin. 

Gemeinsame Bemühungen um den Schutz der natürlichen Umwelt auf der 
Grundlage des innerdeutschen Umweltschutzabkommens; darüber hinaus 
kommt zum Beispiel auch die Gründung eines ständigen Umweltforums oder 
die gemeinsame Entwicklung und Produktion von Umwelttechnologien in 
Frage. 

Berlin ist und bat eine nationale Aufgabe 

19. Es bleibt eine wesentliche Aufgabe unserer Deutschlandpolitik, die Freiheit 
und Lebensfähigkeit Berlins zu bewahren und seine Anziehung und Austrah­
lungskraft zu fördern - in politischer, wirtschaftlicher und kultureller Hinsicht. 
Das freie Berlin ist ein Land der Bundesrepublik Deutschland. Ganz Berlin ist die 
Hauptstadt Deutschlands. Der Ausbau der bilateralen Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten in Deutschland ist nur möglich, wenn Berlin in diese Zusammenar­
beit voll einbezogen ist. Berlin bleibt Prüfstein der Entspannungsbereitschaft. 

20. Für Berlin ist der politische, wirtschaftliche und soziale Rückhalt in der Bun­
desrepublik Deutschland und in Europa lebensnotwendig. Die volle Einbeziehung 
Berlins in alle Verträge der Europäischen Gemeinschaft ist unverzichtbar. denn 
das freie Berlin ist Teil des freien Europas. 

Die Bindungen an den Bund und die Partnerschaft mit den Schutzmächten müs­
sen aufrechterhalten und entwickelt, die Rechte und die Verantwortlichkeit der 
Allüerten für Berlin und Deutschland als Ganzes müssen gewahrt werden. Auf 
der Grundlage dieser Bindungen kann Berlin den Standortvorteil nutzen, den die 
geographische Lage der Stadt zuweist: die Rolle als Brücke im politischen, kul­
turellen und wissenschaftlichen Bereich . Hier erwachsen Berlin neue Aufgaben. 
Die CDU unterstützt deshalb nachdrücklich auch den Ausbau beider Teile Berlins 
als internationale Konferenzstadt. Wir woUen, daß in Berlin KSZE-Nachfolge­
konferenzen stattfinden. Die CDU unterstützt alle Bemühungen um eine Verbes­
serung der Verkehrsverbindungen von und nach Berlin. Dazu gehören insbeson­
dere die Öffnung der Flughäfen von Berlin (West) für den nationalen und interna­
tionalen Flugverkehr sowie der Ausbau der Eisenbahn nach modernen europä­
ischen Standards. 
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21. Die Viermächte-Verantwortung gilt für ganz Berlin . Sie darf deshalb nicht in 
Frage gestellt werden. Die strikte Einhaltung und volle Anwendung des Vier­
mächte-Abkommens bieten Möglichkeiten zu einer dynamischen Politik für Ber­
lin. In diesem Rahmen begrüßt die CDU die Bemühungen des Berliner Senats, in 
Kontakten mit der anderen Seite die bestehenden Gegensätze in ihren Auswirkun­
gen zu beschränken und das mögliche Maß an Gemeinsamkeiten zu erreichen. 

m. Frieden in Freiheit bewahren, Sicherheit erhalten, 
Abrüstung fortsetzen 

Das Atlantiscbe Bündnis ist Fundament unserer Freiheit und Sicherbeit 

22. Das Atlantische Bündnis sichert Frieden und Freiheit. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat sich mit dem westlichen Bündnis nicht nur für eine Sicherheitsge­
meinschaft zum Schutz vor Krieg und politischer Erpressung, sondern auch für 
eine politische Wertegemeinschaft entschieden, die auf den Prinzipien der Demo­
kratie und Menschenrechte, der Herrschaft des Rechts und der sozialen Ge­
rechtigJseit basiert. Für die Bundesrepublik Deutschland kann es deshalb nur eine 
Sicherheitspartnerschaft mit den freien Staaten des westlichen Bündnisses geben. 
Die Sowjetunion und die übrigen Staaten des Warschauer Paktes sind nicht unse­
re Sicherheitspartner ,sondern unsere Verhandlungspartner für mehr gegenseitige 
Sicherheit. Wir werden alle Chancen, die sich aus den sich abzeichnenden Verän­
derungen in der sowjetischen Politik ergeben, nutzen. Durch Fortschritte bei"der 
Zusammenarbeit, der Vertrauensbildung, Rüstungskontrolle und Abrüstung zwi­
schen West und Ost kann die politische Stabilität und Sicherheit in Europa erhöht 
werden . 

Freundschaft und enge Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten von Ameri­
ka und mit den anderen westlichen Partnern sind für die Bundesrepublik Deutsch­
land von entscheidender Bedeutung. Sie beruhen auf gemeinsamen geistigen 
Grundlagen und politischen Interessen. Die Festigung dieser Partnerschaft bleibt 
fOr die CDU vorrangige Aufgabe deutscher und europäischer Politik. Aber 
Freundschaft und Partnerschaft bedeuten nicht Identität der Interessen in jeder 
Einzelfrage. Auch bei unterschiedlichen Interessen muß der Geist der Partner­
schaft vorherrschen. 

23. Die Bundesrepublik Deutschland leistet einen entscheidenden Beitrag zur Er­
haltung der gemeinsamen Sicherheit des Westens: Sie stellt mit die stärksten und 
modernsten konventionellen Streitkräfte des freien Europa. Die Bundesrepublik 
Deutschland wird ihre Bündnispflichten durch eine entsprechende personelle wie 
materielle Ausstattung der Bundeswehr für den Krisen- und Verteidigungs fall 
auch weiterhin erfüllen. Darüber hinaus gilt es, die Fähigkeit zur schnellen Ver­
stärkung auszubauen, die Reserven besser zu nutzen und die moderne Technik 
vermehrt einzusetzen . Die CDU wird die hohe Verteidigungsfähigkeit der Bun-
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deswehr auch in Zukunft sichern. Zum Schutz unserer Bevölkerung sowie zur 
Stärkung der Verteidigungsbereitschaft muß die zivile Verteidigung verbessert 
werden. 

Wehrdienst ist Friedensdienst. Der Lohn für Verteidigungsbereitschaft und die 
Ableistung der Wehrpflicht ist die Garantie, in einem freien Staat und in einer 
freien Gesellschaft leben zu können. Deshalb gilt es, den Verteidigungswillen zu 
festige!!:. Der Auftrag der Bundeswehr zur Verteidigung und Sicherung von Frie­
den in Freiheit muß im Bewußtsein der Bürger lebendig gehalten und gestärkt 
werden. Dazu gehört auch die Schaffung einer nBundessicherheitsakademie" als 
Zentrum für Information, Diskussion und Forschung über sicherheitspolitische 
Fragen sowie der Ausbau der sicherheitspolitischen Forschung an deutschen Uni­
versitäten. 

Die CDU setzt sich dafür ein, daß mehr junge Deutsche freiwillig auch in den Ar­
meen anderer Bündnispartner - und umgekehrt - wenigstens zeitweise ihren 
Wehrdienst ableisten können. Auf diese Weise erleben junge Menschen die Ver­
teidigung der freiheitlichen Ordnung Europas als gemeinsame Aufgabe. 

24. Das politische Konzept der NATO zur Friedenssicherung und Zusammenar­
beit zwischen West und Ost fußt seit dem Harmel-Bericht auf zwei Grundprinzi­
pien : der Verhütung eines jeden Krieges ---:' atomar wie konventionell - durch 
glaubwürdige Verteidigungsfähigkeit und Abschreckung sowie einer Politik des 
Dialogs, der Vertrauensbildung und der schrittweisen Rüstungsbegrenzung und 
Abrüstung. Die Prinzipien des Harmel-Berichtes haben sich bewährt und bleiben 
Grundlage unserer Politik. Aber da die vor mehr als 20 Jahren im Harmel-Bericht 
geforderte Umgestaltung der europäischen Sicherheitslage begonnen hat, ist eine 
neue Bestandsaufnahme notwendig. 

Die CDU schlägt deshalb vor. in der NATO eine "Atlantische Charta - NATO 
2000" zu erarbeiten, die die Grundsätze und Ziele für künftige außen-, sicher­
heits- und abrüstungspolitische Entscheidungen der Atlantischen Allianz festlegt. 
Die Bundesrepublik Deutschland muß dabei eine aktive und führende Rolle über­
nehmen. 

Gleichberechtigte Partnerschaft zwischen dem freien Europa und den USA 

25. Gleichberechtigte Partnerschaft zwischen dem freien Europa und den USA 
erfordert, daß Europa mehr Verantwortung für seine eigene Sicherheit über­
nimmt. Deshalb muß das freie Europa seine wirtschaftliche Kraft in außen- und 
sicherheitspolitisches Gewicht umsetzen und den europäischen Pfeiler im Bündnis 
stärken . Je mehr Europa aus eigener Kraft tut, desto überzeugter werden sich die 
Vereinigten Staaten von Amerika in Europa engagieren. Nur so werden die Euro­
päer im Bündnis ein gleichberechtigter Partner Amerikas sein und ihre Interessen 
besser vertreten. 
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Auch ein einiges Europa kann sich losgelöst von den USA politisch und militä­
risch gegenüber der östlichen Bedrohung nicht behaupten. Die amerikanische Nu­
kleargarantie für Europa und ctie amerikanischen Truppen in Europa können 
durch europäische Garantien und Truppen nicht ersetzt werden. Deshalb muß die 
politische und strategische Einheit des Bündnisses auch künftig gesichert bleiben. 

26. Die eDU sieht in der Westeuropäischen Union (WEU), in der Europäischen 
Politischen Zusammenarbeit (EPZ) und in der deutsch-französischen Zusammen­
arbeit wichtige Instrumente, um in der europäischen Außen- und Sicherheitspoli­
tik besser zusammenzuarbeiten, damit das freie Europa ein gleichgewichtiger 
Pfeiler im Bündnis wird. 

Die eDU will ctie Westeuropäische Union weiterentwickeln, um die sicherheitspo­
litische Zusammenarbeit in und für Europa auszubauen. Dazu gehört auch eine 
bessere Koordination, Kooperation und Aufgabenteilung auf dem Gebiet der Rü­
stung mit dem Ziel, die Verteidigungsausgaben des freien Europa wirksamer zu 
nutzen. 

Die enu tritt dafür ein. die Europäische Politische Zusammenarbeit als ein wich­
tiges Instrument außenpolitischer Interessenwahrung und europäischer Integra­
tion zu nutzen und fortzuentwickeln . Wir begrüßen die Ausdehnung der europä­
ischen Zusammenarbeit auf die Außen- und Sicherheitspolitik, die mit der Re­
form der Römischen Verträge durch die Einheitliche Europäische Akte auf eine 
völkerrechtlich verbindliche Grundlage gestellt wurde. 

27. Ohne Frankreich wird die Stärkung des europäischen Pfeilers nicht gelingen. 
Deshalb will die enu die außen- und sicherheits politische Zusammenarbeit mit 
Frankreich weiter vertiefen. Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreich gibt es heute eine weitgehende Gemeinsamkeit der Auffassungen und 
Interessen, die eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik ermöglicht. Beide 
Länder haben erkannt, daß es eine Unterscheidung zwischen nationaler und euro­
päischer Sicherheit nicht mehr geben kann und daß sie im Verteidigungsfall für­
einander einstehen müssen. 

Die schon bestehenden Konsultationen und Absprachen in der sicherheitspoliti­
schen Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland un.d Frank­
reich sind wichtige Schritte zu noch engerer Kooperation. Dabei sind Absprachen 
über die Einbeziehung des französischen Territoriums in die gemeinsame Vertei­
digungsplanung, gemeinsame Produktion von Verteictigungswaffen und gemein­
same Manöver, der deutsch-französische Truppenverband sowie der deutsch­
französische Verteidigungsrat von wegweisender Bedeutung. 

Eine engere militärische Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutsch­
land und Frankreich dient der Sicherheit in Europa. Deshalb ist eine bessere Zu­
sammenarbeit in der Vorneverteidigung notwendig. Beide Länder verstehen ihre 
Zusammenarbeit als Schrittmacherdienste für eine sich entwickelnde Europäische 
Sicherheitsunion, in der die Mitwirkung der anderen westeuropäischen Staaten, 
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insbesondere Großbritanniens, unentbehrlich ist. Die Atommächte Frankreich 
und Großbritannien sollten ihre besondere Verantwortung für die Sicherheit Eu­
ropas durch eine nuklear-strategische Zusammenarbeit zum Ausdruck bringen 
mit dem Ziel, ihr nukleares Potential dann in diese gemeinsame Europäische Si­
cherheitsunion einzubringen . 

28. Eine Europäische Sicherheitsunion ist nicht als Alternative zur NATO, son­
dern als ihr Bestandteil gedacht. Sie soll eine gemeinsame europäische Sicherheits­
politik garantieren . Langfristig muß die Europäische Sicherheitsunion über einen 
Europäischen Verteidigungsrat als politische Entscheidungsinstanz verfügen. 

Durch Abrüstung zu weniger Waffen und zu mehr Sicherheit 

29. Wir werden auf absehbare Zeit mit der nuklearen Grenzsituation leben müs­
sen. Sie verpflichtet uns, mit aller Kraft nach einer durchsetzbaren politischen 
Friedensordnung zu suchen, die die Kriegsverhütung durch militärische Ab­
schreckung nach und nach ersetzen könnte. Aber auch bis dahin sind wir den Ge­
fahren der nuklearen Selbstzerstörung der Menschheit nicht hilflos ausgeliefert. 
Wir können mit unserer Politik aktiver Friedenssicherung auch in Zukunft den 
Frieden bewahren, ohne unsere Freiheit zu verlieren. 

Die cnu will Frieden schaffen mit weniger Waffen. Abrüstung gehört zu den 
wichtigen Zielen unserer Außen- und Sicherheitspolitik. Bemühungen um Abrü­
stung sind ein wesentliches Element der auf Dialog und Zusammenarbeit gerichte­
ten Politik des Bündnisses. Sie können die Beziehungen zwischen West und Ost 
festigen, indem sie in der Sicherheitspolitik zu kooperativen Lösungen führen und 
das gegenseitige Vertrauen erhöhen. 

Die CDU will Sicherheit auf einem möglichst niedrigen und ausgewogenen Streit­
kräfteniveau gewährleisten. Das im Dezember 1987 zwischen der USA und der 
Sowjetunion unterzeichnete INF-Abkommen über die weltweite Beseitigung ihrer 
atomaren Mittelstreckenraketen ist ein wichtiger Schritt zu wirklicher Abrüstung. 
Deshalb ist es unabdingbar. die Chancen zu nutzen, durch Rüstungskontrolle und 
Abrüstung zu mehr Sicherheit in Europa zu gelangen. 

30. Die cnu unterstützt die Bestrebungen des Bündnisses, ein abgestimmtes Si­
cherheits- und Abrüstungskonzept zu erstellen. Ein solches Konzept sollte ein 
wichtiger Teil der künftigen »Atlantischen Charta - NATO 2000" sein. Es muß 
sicb an folgenden Grundsätzen orientieren: 

Gemeinsame Sicherheit und Geschlossenheit im Bündnis sind die Grundlage 
für erfolgversprechende Abrüstungsbemühungen mit dem Warschauer Pakt. 
Abrüstung muß unsere Sicherheit stärken. Abrüstungsverhandlungen haben 
keinen Selbstzweck, sondern müssen auf Vereinbarungen zielen, die das Risi­
ko von militärischen Konflikten wesentlich mindern und einen echten Beitrag 
zur Kriegsverhütung und zur Herstellung von Stabilität leisten. 
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Verteidigungsanstrengungen und Abrüstungsbemühungen müssen sich in dem 
Ziel der Kriegsverhütung ergänzen. Deshalb muß sichergestellt werden, daß 
das Bündnis nach der Durchführung von Abrüstungsvereinbarungen über die 
erforderlichen militärischen Mittel und Möglichkeiten verfügt, um vor Ag­
gression abzuschrecken und das Gebiet der Mitgliedstaaten zu verteidigen. 
Einzelne Abrüstungsschritte müssen verläßlich überprüfbar sein und zuverläs­
sigen Schutz vor Umgehung gewährleisten . 
Nuklearwaffen haben eine zweifache friedenssichernde Wirkung: Sie halten 
vom Krieg ab und haben der Anwendung kriegerischer Mittel in Zentraleuro­
pa jeden Sinn genommen. Die europäische Nachkriegsgeschichte beweist, daß 
die nukleare Abschreckung ein zuverlässiges Mittel zur Kriegsverhütung ist. 
Deshalb ist eine Abschaffung aller Atomwaffen in Europa mit der Sicherheit 
des freien Europa unvereinbar. 

31. Die Bündnisstrategie der Kriegsverhinderung durch Abschreckung muß 
glaubwürdig und durchsetzbar bleiben . Hierzu wird ein ausgewogenes Verhältnis 
nuklearer und konventioneller Streitkräfte erforderlich bleiben. Die CDU hält 
deshalb an der Strategie der flexiblen Antwort für das Bündnis fest, solange es zu 
diesem Konzept keine wirksame Alternative gibt. 

Damit die Bündnisstrategie der flexiblen Antwort wirksam bleibt, müssen Min­
destzahl, Reichweite und Zusammensetzung nuklearer Waffen der Allianz in und 
für Europa unter Berücksichtigung der Bedrohung und der Sicherheit des Bünd­
nisses neu festgelegt werden. Diese Waffen müssen eine glaubwürdige Abschrek­
kung sicherstellen, was ihre Modernisierung einschließt. Nukleare Waffen in Eu­
ropa müssen auf das Quantitativ wie Qualitativ erforderliche Mindestmaß be­
schränkt werden. Ein auf Deutschland oder Europa begrenzter Krieg darf nicht 
möglich werden. Deshalb ist die Aufrechterbaltung der strategischen Einheit des 
Bündnisgebietes und des Abschreckungs- und Risikoverbundes zwischen den 
nordamerikanischen und den europäischen Verbündeten unverziehtbar. 

32. Auf dieser Basis fordert die CDU weitere Schritte zu ausgewogener und 
überprüfbarer Abrüstung auf allen Ebenen: 
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die Beseitigung der konventionellen Überlegenheit des Warscbauer Paktes 
und die Herstellung konventioneller Stabilität in ganz Europa vom Atlantik 
bis zum Ural. Denn Kern des europäischen Sicherheitsproblems ist die Inva­
sionsfähigkeit der Sowjetunion, die sich aus ihrer Offensivstrategie, der star­
ken konventionellen Überlegenheit, der massiven Vornestationierung sowjeti­
scher Streitkräfte und ihren geostrategischen Vorteilen ergibt. Deshalb ist die 
Beseitigung ihrer Invasionsfähigkeit und die FestIegung gemeinsamer Ober­
grenzen auf niedrigerem Niveau bei den konventionellen Waffensystemen und 
Truppenverbänden erforderlich. In diesem Zusammenhang müssen ferner die 
grundlegenden Fragen der militärischen Doktrin und Strategie erörtert wer­
den, um durch praktische Maßnahmen zu erreichen, daß auch die Streitkräfte 
des Warschauer Pakts nur zur Defensive fähig sind; 



den baldmöglichen Abschluß eines Vertrages über das weltweite Verbot che­
mischer Waffen unter wirksamer internationaler Kontrolle. Damit werden 
über das bereits bestehende Verbot des Einsatzes auch Herstellung und Lage­
rung chemischer Waffen verboten; vorhandene Bestände müssen unter inter­
nationaler Überwachung vernichtet werden; 
deutliche und überprüfbare Verringerungen nuklearer Systeme mit einer 
Reichweite unter 500 km mit dem Ziel gleicher Obergrenzen auf niedrigerem 
Niveau. Verhandlungen darüber gehören zum Gesamtkonzept des Bündnis­
ses. Sie dürfen nicht erst nac.h Abschluß der Verhandlungen über konventio­
nelle und chemische Abrüstung aufgenommen werden; 
den 50prozentigen Abbau der sowjetischen und amerikanischen strategischen 
Nuklearwaffen, der die Bedrohung für Europa weiter mindert. Durch einen 
drastischen Abbau strategischer Systeme würde die Möglichkeit der Sowjet­
union, den Abbau der Mittelstreckensysteme durch strategische Systeme zu 
unterlaufen, verringert werden; 
eine Einigung der Sowjetunion und der USA über Notwendigkeit und Umfang 
strategischer Defensivsysteme im Zusammenhang mit dem angestrebten Ab­
bau von strategischen Offensivsystemenj 
eine weltweite Begrenzung und Reduzierung der Anzahl und Sprengkraft von 
Atomtests als Zwischenschritt auf dem Weg zu einem verläßlich überprüfba­
ren nuklearen Teststoppabkommen. 

Freiheit, Frieden und eine stabile Ordnung in Europa sind auf Dauer nur möglich, 
wenn über Abrüstung und RUstungskontrolle hinaus Fortschritte bei der Minde­
rung und Beseitigung der politischen Ursachen der Spannungen erreicht werden. 
Zu diesen Fortschritten gehören insbesondere der Schutz der Menschenrechte so­
wie die Überwindung der Teilung Europas, wozu sich eröffnende Chancen ge­
nutzt werden müssen. 

IV. Europa ist unsere politische Zukunft 

Die Europäische Gemeinschaft zur Europäischen Union ausbauen 

33. Die CDU will die Vereinigten Staaten von Europa. Auf dem Weg dorthin 
bleibt der Ausbau der Europäischen Gemeinschaft zu einer Europäischen Union 
die entscheidende Zukunftsaufgabe. Die Europäische Union muß eine Politische 
Union, eine Sicherheitsunion und eine Wirtschafts- und Währungsunion umfas­
sen. Nur durch mehr Zusammenarbeit kann das freie Europa seine Zukunftsfä­
higkeit behaupten. 

Christliche Demokraten haben mit der Europäischen Gemeinschaft ein Modell 
für eine dauerhafte europäische Friedensordnung in Freiheit geschaffen. Die Na­
men Konrad Adenauer, Robert Schuman und Alcide de Gasperi sind untrennbar 
mit dem europäischen Einigungswerk verbunden. In dieser Tradition wird die 
eDU auch in Zukunft eine treibende Kraft für die europäische Einigung sein. 
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34. Die Europäische Gemeinschaft ist ein Signal für alle europäischen Völker. 
Sie steht allen freiheitlich·demokratischen Staaten in Europa, die die Grundlagen 
und Zielsetzungen der wirtschaftlichen und politischen Integration anerkennen, 
offen. Um die nächsten Schritte auf dem Weg zur Europäischen Union nicht zu 
verzögern, setzt sich die CDU dafür ein, daß neue Mitglieder in die Europäische 
Gemeinschaft nur dann aufgenommen werden, wenn für sie die gleichen Rechte 
und Pflichten gelten wie für die bisherigen Mitgliedstaaten . 

Europa schließt die Völker Mittel·, Ost- und SOdosteuropas mit ein. Europa ist 
geteilt, wie Deutschland geteilt ist. Nach unserer Auffassung gehört es zu den po­
litischen Zielen der Europäischen Gemeinschaft, die Teilung des Kontinents in ei­
ner europäischen Friedensordnung zu überwinden. 

35. Auf dem Weg zur Europäischen Union ist die Einigkeit der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft ein hohes Gut. Wenn in wichtigen Bereichen 
Einigkeit jedoch nicht erreicht wird, muß es möglich sein, daß ein Teil der Mit­
gliedstaaten gemeinsam vereinbarte Ziele vorab verwirklicht. Weil die Überein­
stimmung in den Grundwerten und die gemeinsamen ZUkunftsaufgaben größer 
sind als das, was die europäischen Völker heute noch trennt, dürfen Fortschritte 
im Einigungsprozeß nicht durch mangelnde Kompromißbereitschaft in politi­
schen Einzelfragen gefährdet werden. 

36. Die deutsch-französische Verständigung und Versöhnung, die Konrad Ade­
nauer und Charles de Gaulle besiegelt haben, haben auf allen Gebieten positive 
Impulse für die Fortentwicklung der Europäischen Gemeinschaft ausgelöst. 
Frankreich und Deutschland müssen zum politischen Kern einer sich entwickeln­
den Europäischen Union werden. Dies gilt besonders für die Zusammenarbeit in 
der Außen- und Sicherheitspolitik. Im deutsch-französischen Finanz- und Wirt­
schaftsrat sieht die CDU einen wichtigen Schritt zur Verwirklichung der Europä­
ischen Wirtschafts- und Währungsunion. Für die deutsch-französische Freund­
schaft hat die Verstärkung der kulturellen Zusammenarbeit eine besondere Be­
deutung. 

31. Mit der Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) hat sich seit 1970 
kontinuierlich und pragmatisch ein Verfahren gegenseitiger Information, Konsul­
tation, Abstimmung und konzertierter Diplomatie entwickelt, das inzwischen ein­
zigartig ist zwischen souveränen Staaten. Die CDU tritt dafür ein, die Europä­
ische Politische Zusammenarbeit als ein zentrales Instrument europäischer Inte­
gration und außenpolitischer Interessenwahrung zu nutzen und fortzuentwickeln. 
Hierbei ist eine erweiterte Kooperation und Konsultation mit dem Europäischen 
Parlament sicherzustellen. 

Zur Sicherung ihrer lebenswichtigen Interessen muß die Europäische Gemein­
schaft auch die Voraussetzungen dafür schaffen, daß sie Staaten, die durch ag­
gressive Diktaturen bedroht werden, wirksam beistehen kann. 
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Eine koordinierte europäische und mit den USA abgestimmte Politik zur Kon­
fliktverhütung und friedlichen Konfliktregelung in der Dritten Welt, insbesondere 
im Nahen und Mittleren Osten, liegt im gemeinsamen europäischen Interesse. Die 
CDU tritt dafUr ein, daß die Europäische Politische Zusammenarbeit ihr ganzes 
politisches Gewicht für die Verwirklichung der Menschenrechte in aller Welt ein­
setzt. 

38. Die CDU will die Vereinigten Staaten von Europa mit einem Europäischen 
Parlament, dem eine verantwortliche Regierung gegenübersteht, Schritt für 
Schritt verwirklichen. Auf dem Weg zur Politischen Union braucht die Europä­
ische Gemeinschaft ein starkes und handlungsfählges Parlament, das wirksam die 
Anliegen der europäischen Bürger vertreten und die Verwaltung kontrollieren 
kann . Die Effizienz der politischen Entscheidungsprozesse und administrativen 
Dienste muß verbessert werden. Deshalb setzt sich die CDU dafUr ein, 

in Fortführung der Reformen der Einheitlichen Europäischen Akte das Euro­
päische Parlament in seinen Befugnissen zu stärken. Das Europäische Parla­
ment muß - gemeinsam mit dem bisher allein beschließenden Ministerrat -
bei der gesamten Gesetzgebung mitentscheiden. Das Europäische Parlament 
muß die Verfassung für Europa weiterentwickeln und verwirklichen sowie das 
Recht erhalten, die Mitglieder der BG-Kommission zu wählen; 
daß sich der Ministerrat an gemeinsamen europäischen Interessen orientiert 
und mit den vertraglich vorgesehenen Mehrheitsbeschlüssen gemeinsam mit 
dem Europäischen Parlament Rahmenverordnungen erläßt, innerhalb derer 
die Kommission die Befugnis zu Ausführungsbestimmungen erhält; langfristig 
sollte sich der Ministerrat in Richtung auf eine zweite Kammer entwickeln und 
die Rolle der Regierung der Kommission überlassen; 
die Arbeit der BG-Kommission von überflüssiger Detail-Reglementierung zu 
befreien, indem sie auf die Probleme konzentriert wird, die von den einzelnen 
nationalen Regierungen nicht beWältigt werden können. 

Die Verteilung der politischen Verantwortung auf lokale, regionale, nationale 
und gemeinschaftliche Organe muß dem Prinzip der Subsidiarität entsprechen . 

39. Weil die CDU ein vielgestaltiges Europa will, in dem die gewachsenen, auch 
regionalen Besonderheiten ihren Platz haben, bekennt sie sich zum Föderalismus 
als Leitbild für den Aufbau Europas. Ein föderalistisch aufgebautes Europa ach­
tet auch die sprachliche, kulturelle und regionale Vielfalt seiner Völker und garan­
tiert seinen ethnischen, sprachlichen und religiösen Gruppierungen den notwendi­
gen Freiraum fUr ein friedliches Zusammenleben. Keinesfalls darf durch den eu­
ropäischen Einigungsprozeß die gewachsene und bewährte föderalistische Struk­
tur der Bundesrepublik Deutschland in Frage gestellt werden. 

40. Die Europäische Gemeinschaft hat den Frieden gefestigt und entscheidend 
zu mehr Wohlstand und wirtschaftlicher Stabilität im freien Europa beigetragen. 
Damit sie sich voll auf ihre Zukunftsaufgaben konzentrieren kann, müssen der 
europäische Zusammenhalt durch die Solidarität der reichen mit den armen Re-
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gionen gestärkt und die Probleme der europäischen Agrarpolitik gelöst werden. 
In der vom Europäischen Rat im Februar 1988 beschlossenen Verdoppelung der 
Mittel für die Strukturfonds sieht die CDU einen wichtigen Beitrag zur Solidarität 
mit den armen Regionen. Die Weiterentwicklung der strukturschwachen Gebiete 
in der Bundesrepublik Deutschland, die sich vorwiegend in ländlichen Räumen 
befinden, darf jedoch nicht vernachlässigt werden, damit auch dort künftig bei 
struktureUen Veränderungen die Schaffung neuer außerlandwirtschaftlicher Ar­
beitsplätze erfolgen kann. Dies gilt insbesondere für die in der Vergangenheit ver­
nachlässigten Grenzregionen. 

Die CDU hält es weder für politisch noch für ökonomisch vertretbar, daß die Eu­
ropäische Gemeinschaft mit hohen ökologischen und finanzieUen Kosten land­
wirtschaftliche Überschüsse produziert, die sie dann zu Niedrigstpreisen auf dem 
Weltmarkt absetzt, dadurch den Weltmarktpreis herunterdrückt und so den Ent­
wicklungsländern die Chance nimmt, durch den Verkauf ihrer Produkte Devisen 
einzunehmen, die sie dringend für ihre Entwicklung und den Abbau ihrer Schul­
den benötigen. 

Der Abbau der Überschüsse in der Europäischen Gemeinschaft soll so erfolgen, 
daß das Einkommen unserer bäuerlichen Familien im Rahmen des Möglichen ge­
wahrt wird. Finanzielle Anreize zur Extensivierung der Produktion, zur Stille­
gung von Flächen und zur Erzeugung nachwachsender Rohstoffe, aber auch die 
Anerkennung und Vergütung besonderer ökologischer und landschaftspflegeri­
scher Leistungen sind wichtige Instrumente zum Erreichen dieses Ziels. Die CDU 
wird darauf drängen, daß die EG entschlossen auf diesem Weg voranschreitet. 

41. Die Zuständigkeit der EG im Außenhandel gibt die Möglichkeit, weltweit die 
europäischen Interessen wirkungsvoll wahrzunehmen und mit dem Ziel der Siche­
rung und des Ausbaus des freien Welthandels zu verbinden. Der Ausbau zur Eu­
ropäischen Union darf nicht zu protektionistischen Maßnahmen der Europä­
ischen Gemeinschaft führen, sondern muß vielmehr einhergehen mit einer libera­
lisierung des Außenhandels mit allen Industrie- und Entwicklungsländern. Nur 
ein offenes Welthandelssystem wird am besten die Exportchancen der europä­
ischen Wirtschaft gewährleisten und zugleich ihre internationale Wettbewerbs­
fähigkeit erhalten und steigern. 

Innerhalb der Europäischen Gemeinschaft sollten die Wirtschaftszweige und Re­
gionen, die im Zuge der Handelsliberalisierung vor nicht selbst verschuldeten An­
passungsproblemen gestellt werden, durch zeitlich begrenzte Hilfen aus dem EQ­
Strukturfonds in die Lage versetzt werden, ihre Wettbewerbsfähigkeit aus eigener 
Kraft wiederzugewinnen . Die Bereitschaft zur Strukturanpassung in der Gemein­
schaft wird in dem Maße zunehmen, wie auch die anderen Handelspartner in der 
Welt auf Protektionismus verzichten. 

42. Damit der Europagedanke wieder seine ursprüngliche Triebkraft und Dyna­
mik entfalten kann, müssen die Bürger im freien Europa ein europäisches Ge-
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meinschaftsbewußtsein entwickeln, wozu sie die Vorteile Europas konkret erfah­
ren müssen. Die CDU will ein Europa der Bürger. Deshalb setzt sie sich ein für 

den weiteren Abbau der Grenzkontrollen in Europa, 
eine verbesserte Zusammenarbeit beim Kampf gegen Terrorismus, organisier­
tes Verbrechen und Drogenhandel, 
die verstärkte Zusammenarbeit beim Kampf gegen Krebs und Aids, 
mehr Austausch von Schülern, Studenten. Auszubildenden und Wissenschaft­
lern. 
die gegenseitige Anerkennung gleichwertiger europäischer Bildungsabschlüsse 
und Berufsbildungswege, 
die Nutzung der wachsenden Möglichkeiten zu grenzüberschreitender Medien­
kommunikation, 
die Übertragung von Debatten und verstärkte Berichterstattung über die Ar­
beit des Europäischen Parlaments in Fernsehen und Hörfunk sowie 
die Verstärkung der kulturellen Zusammenarbeit. 

Den europäischen Binnenmarkt verwirklichen und das Europäische 
Währungssystem weiterentwickeln 

43. Die CDU unterstützt das in der Einheitlichen Europäischen Akte festgelegte 
Ziel, den europäischen Binnenmarkt, in dem Personen, Waren, Dienstleistungen 
und Kapital frei verkehren können, bis 1992 zu verwirklichen. Ein gemeinsamer 
Binnenmarkt mit über 320 Millionen Menschen wird die Gemeinschaft zum größ­
ten Markt der Welt machen, ähnlich wie die Gründung der EWG vor 30 Jahren 
neue Wachstumsimpulse freisetzen und damit entscheidend die Wettbewerbsfä­
higkeit der Gemeinschaft auf den Weltmärkten stärken. 

Die Vorteile des gemeinsamen Marktes werden unmittelbar der Wirtschaft und 
den Menschen in der Bundesrepublik Deutschland zugute kommen, denn mehr 
als 50070 des Exports der Bundesrepublik Deutschland gehen in die Europäische 
Gemeinschaft. Diese Ausfuhren tragen entscheidend zur Sicherung von Arbeits­
plätzen, zu Wirtschaftswachstum und Stabilität bei . Rund 20 Prozent aller Ar­
beitsplätze in der Bundesrepublik Deutschland werden durch Exporte in die Euro­
päische Gemeinschaft gesichert. 

44. Als wichtige Vorhaben auf dem Weg zu einem europäischen Binnenmarkt 
mit gleichen Wettbewerbsbedingungen unterstützt die CDU die Vereinheitlichung 
der europäischen Normen, die Öffnung der staatlichen Beschaffungsmärkte, die 
Liberalisierung des Kapitalverkehrs, die Harmonisierung der Steuern und die Li­
beralisierung des Verkehrsmarktes. Die Wirtschaft der Europäischen Gemein­
schaft braucht das europäische Gemeinschaftspatent und ein europäisches Gesell­
schaftsrecht. Die Vollendung des Binnenmarktes verlangt von den nationalen Re­
gierungen politische Kompromißbereitschaft und von den Volkswirtschaften und 
Unternehmen aller Mitgliedstaaten erhebliche Anpassungen, die von den nationa­
len Regierungen zielgerecht gefördert werden müssen . Bei der Verwirklichung des 

95 



Binnenmarktes sollen alle Formen der Zusammenarbeit mit der Europäischen 
Freihandelsassoziation (EFf A) genutzt und ausgebaut werden. 

45. Da in einem vollendeten Binnenmarkt eine autonome nationale Wirtschafts­
und Währungspolitik immer weniger möglich sein wird, setzt sich die CDU dafür 
ein, das Europäische Währungssystem weiterzuentwickeln und die schrittweise 
Verwirklichung der Wirtschaftsunion durch die Schaffung einer Währungsunion 
zu vervollständigen. Wichtige Ziele für ein wirtschaftlich integriertes Europa sieht 
die CDU langfristig darin, 

eine sowohl von den Regierungen der Mitgliedsländer wie den politischen Or­
ganen der Europäischen Gemeinschaft unabhängige und dem Stabilitätsziel 
verpflichtete europäische Zentralbank zu schaffen und 
den Ecu zu einer europäischen Währung zu machen, die von den europäischen 
Bürgern genutzt werden kann und die als internationale Reservewährung an 
der Seite der anderen europäischen Währungen der weltwirtschaftlichen Be­
deutung des Dollars und des Yen gleichkommt. 

Europa muß zu einer Forscbungs-, Technologie- und Umweltgemeioschaft 
zusammenwachsen 

46. Der gemeinsame Binnenmarkt in Europa ist ein wichtiger Beitrag im Kampf 
gegen die Arbeitslosigkeit. 'Die Verdoppelung der Strukturfonds schafft Voraus­
setzungen dafür, daß durch die Nutzung des Entwicklungspotentials armer Regio­
nen und der alten Industriegebiete mit Strukturproblemen sowie durch Qualifizie­
rungsmaßnahmen von Arbeitnehmern alle Regionen und Gruppen an den Mög­
lichkeiten des Binnenmarktes beteiligt sind. 

Die wirtschaftliche Integration muß auch von einer europäischen Sozialpolitik be­
gleitet werden . Durch die Verwirklichung von EG-Mindeststandards (z. B. beim 
Arbeitsschutz und Arbeitsrecht) soll unter Wahrung gewachsener sozialer Rechte 
eine schrittweise Annäherung im Bereich der Sozialpolitik angestrebt werden. 

Der Dialog zwischen Sozialpartnern und die Arbeitnehmerrechte müssen entspre­
chend der EG-weiten Zusammenarbeit der Wirtschaft entwickelt werden. Ziel 
hierbei ist es, die Prinzipien der sozialen Partnerschaft und der Betriebsverfas­
sung zum Leitbild der Harmonisierung der Betriebs- und Unternehmensverfas­
sung in der EG werden zu lassen. Noch bestehende Benachteiligungen für Grenz­
und Wanderarbeitnehmer müssen beseitigt werden. 

47. Im Wettbewerb mit Japan und den USA müssen die Staaten der Europä­
ischen Gemeinschaft zu einer Forschungs- und Technologiegemeinschaft zusam­
menwachsen . Spitzenleistungen im Weltrnaßstab erfordern immer mehr den in­
tensiven Austausch von wissenschaftlichem und technologischem Know-how zwi­
schen den europäischen Ländern. 
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Für gemeinschaftliche Forschung und Entwicklung kommen vor allem Ziele und 
Projekte in Betracht, die im nationalen Alleingang nicht erreicht werden können, 
weil sie die finanziellen Möglichkeiten eines Landes übersteigen, die - wie im Be­
reich des Umweltschutzes - grenzüberschreitendes Handeln erfordern oder die 
sonst zu einer in der Sache nicht begründbaren Doppelarbeit führen würden. 

48. Nur wer heute die Technologien von morgen entwickelt, kann auch künftig 
im internationalen Wettbewerb auf dem Weltmarkt mithalten. Die cnu tritt mit 
Nachdruck für die europäische Eigenständigkeit in der Weltraumforschung und 
-nutzung, einschließlich der bemannten Raumfahrt, ein. Europa braucht eigen­
ständige gemeinsame Weltraumprogramme, um aus eigener Kraft Weltraumtech­
niken erforschen, entwickeln und wirtschaftlich verwerten zu können. Eine eigen­
ständige europäische Kompetenz bei der Weltraumforschung und -nutzung ist zu­
gleich die Voraussetzung für eine fruchtbare und ausgewogene transatlantische 
Kooperation auf diesem Feld. 

Die CDU unterstützt die gemeinsamen europäischen Weltraumprojekte Ariane V 
und Hermes sowie die europäische Beteiligung an Columbus. Einen europäischen 
Aufklärungssatelliten hält die CDU für nützlich. 

49. In der europäischen Forschungsinitiative EUREKA sieht die eDU eine 
wichtige Ergänzung der Gemeinschaftspolitik auf dem Weg zu einer europäischen 
Forschungs- und Technologiegemeinschaft. Die im Rahmen von EUREKA be­
reits begonnene internationale Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und wis­
senschaftlichen Einrichtungen aus Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein­
schaft und aus anderen europäischen Staaten, auch aus Staaten des Rats für ge­
genseitige Wirtschaftshilfe (RGW), soll ausgebaut werden unter der Vorausset­
zung, daß keine westlichen Sicherheitsinteressen verletzt werden. Die Interessen 
mittelständischer Unternehmen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein­
schaft dürfen dabei nicht vernachlässigt werden. 

50. Umweltverschmutzung macht nicht an Grenzen halt. Weltweite Koopera­
tion und das enge Zusammenwirken benachbarter Staaten sind eine notwendige 
Voraussetzung für einen wirkungsvollen Umweltschutz. Die Weiterentwicklung 
der Europäischen Gemeinschaft zu einer Umweltgemeinschaft ist deshalb drin­
gend erforderlich. Die Bundesrepublik Deutschland muß auf diesem Gebiet wei­
terhin mit gutem Beispiel vorangehen. Dabei muß es aus ökologischen und 
ökonomischen Gründen unser Ziel sein, die Umweltschutzbestimmungen in der 
Gemeinschaft auf hohem Niveau zu harmonisieren . 

51. Die CDU fordert 

das Vorsorgeprinzip zur Richtschnur umweltpolitischen Handeins in der EG 
werden zu lassen und eine Prüfung der Umweltverträglichkeit von Projekten 
sicherzustellen; 
die Europäische Gemeinschaft und die übrigen europäischen Staaten auf, 
strenge Richtlinien zur Verminderung der Emissionen aus Großfeuerungsan-
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lagen und aus den übrigen Heizungsanlagen festzulegen; 
die Staaten der Europäischen Gemeinschaft auf, zum Schutz der Ozonschicht 
den Einsatz von Fluor-Chlor-Kohlenwasserstoffen u. a . als Treibmittel in 
Spraydosen, mit Ausnahme des Einsatzes im medizinischen Bereich, zu ver­
bieten; 
die Anrainerstaaten der Nordsee auf, zum Schutz der Nordsee die Verklap­
pung von Schadstoffen sowie die Verbrennung chemischen Mülls auf See ein­
zustellen; 
auf europäischer Ebene den Schutz von Grund- und Oberflächengewä5sern zu 
verbessern und die Maßnahmen für eine bessere Wassergüte des Rheins und 
anderer europäischer Flüsse fortzusetzen; 
alle europäischen Staaten auf, einen einheitlichen Sicherheitsstandard für 
Kernkraftwerke auf höchstmöglichem Niveau weltweit durchzusetzen, die 
Entsorgung der Kernkraftwerke sicherzustellen und die Überwachung und 
Kontrolle internationaler Atommüll-Transporte durch europäische Vereinba­
rung zu verbessern; 
die Abgasgrenzwerte in der EG für alle Personenkraftwagen so zu verschär­
fen, daß sie den US-Grenzwerten entsprechen, und das Angebot bleibfreien 
Benzins auszuweiten; 
die Alpenländer auf, zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen im Alpen­
raum sich in einer gemeinsamen Konvention zu verpflichten, zum Beispiel die 
Ausweitung von Ski- und Touristikgebieten im Alpengebiet zu stoppen und 
die Bergwälder zu rekultivieren; 
die Staaten der Europäischen Gemeinschaft auf, die Entwicklung alternativer 
Energien voranzutreiben und die Überwachung und Kontrolle internationaler 
Atommüll-Transporte durch europäische Vereinbarungen zu verbessern. 

V. Den West·Ost-Dialog aktiv führen 

Die Veränderungen in der SowjetunioD für den West-Ost-DiBlog nutzen 

52. Die sowjetische Politik ist durch die neue Führung in Moskau in Bewegung 
geraten. Sie versucht, die politische, wirtschaftliche und geistige Erstarrung aufw 
zubrechen, um die tiefe Krise des Sowjetsystems schrittweise zu überwinden. Sie 
hat erkannt, daß ohne weitreichende Veränderungen auf Dauer der Weltmachtan­
spruch der Sowjetunion gefährdet ist. Deshalb will die neue Führung die sowjeti­
sche Wirtschaft und Gesellschaft modernisieren mit dem Ziel größerer Leistungs­
und Wettbewerbsfähigkeit. Die sowjetische Führung hat eingesehen, daß dies 
nicht ohne eine Reform der Gesellschaft und ihre Öffnung nach außen möglich 
ist, die auf eine verstärkte Kooperaion mit dem Westen abzielt. 

53. Die CDU nimmt die begonnene Politik der inneren Veränderungen in der 
Sowjetunion ernst. Von ihrem Erfolg können Impulse für weitere Entspannungs­
schritte ausgehen. Der Ausbau der deutsch-sowjetischen Beziehungen entspricht 
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den Interessen beider Länder und den Wünschen ihrer Menschen. Die CDU will 
deshalb die Chancen für den Ausbau von Dialog und Zusammenarbeit nutzen, 
die sich durch die neue sowjetische Politik eröffnen. Sie wird deren Glaubwürdig­
keit am Verhandlungstisch prüfen und in praktischer Zusammenarbeit erproben. 
Sie mißt die sowjetische Umgestaltungspolitik daran, inwieweit sie Würde und 
Rechte der Menschen achtet, ihren individueUen Entfaltungsmöglichkeiten neue 
Freiräume eröffnet und inwieweit sich die Lebensbedingungen der Menschen ver­
bessern. 

Über die Grenzen der Erneuerungsbestrebungen darf es jedoch keinerlei Illusio­
nen geben. Sie bedeuten keine Demokratisierung im westlichen Sinne. Sie steUen 
die kommunistische Gesellschaftsordnung nicht in Frage, sondern streben einen 
Kommunismus im modernen Gewand an. Deshalb bleibt auch trotz der neuen so­
wjetischen Politik der unvereinbare Gegensatz zwischen westlicher Demokratie 
und kommunistischer Diktatur prinzipiell bestehen. 

54. Je mehr sich die Sowjetunion nach innen öffnet und die aggressiven Elemen­
te ihrer Außenpolitik abbaut, desto eher können der Dialog verbreitert sowie die 
Zusammenarbeit und das Vertrauen zwischen West und Ost vertieft werden. Die 
Sowjetunion kann nicht von den Völkern des Westens eine intensivere Zusam­
menarbeit mit ihr erwarten und sie zugleich politisch sowie militärisch bedrohen. 
Bis heute setzt die Sowjetunion ihre Aufrüstung unvermindert fort und hält an 
der offensiven Ausrichtung ihrer Streitkräfte und Strategie fest. Die CDU mißt 
deshalb die sowjetische Außenpolitik nicht an ihren Worten, sondern an ihren Ta­
ten. 

Die CDU fordert von der Sowjetunion, auf jede Androhung und Anwendung von 
Gewalt zur Durchsetzung ihrer politischen Ziele zu verzichten und das Sicher­
heitsinteresse sowie das Selbstbestimmungsrecht anderer Völker zu achten . Sie 
muß den Krieg gegen Afghanistan und ihre Stellvertreterkriege in anderen Staaten 
der Dritten Welt unverzüglich beenden. Bei der Beilegung oder Verhinderung re­
gionaler Krisen und Konflikte muß die Sowjetunion ihre Bereitschaft zur Mäßi­
gung und zum Ausgleich unter Beweis stellen. 

Unsere Politik der guten Nachbarschaft fortsetzen 

55. Der Bundesrepublik Deutschland kommt für den weiteren Ausbau der West­
Ost-Beziehungen eine herausragende Bedeutung und Verantwortung zu . Alle 
Staaten in Ost- und Südosteuropa streben eine engere politische, ökonomische 
und kulturelle Kooperation mit der Bundesrepublik Deutschland an. 

Die Politik der CDU hat in den vergangenen Jahren entscheidenden Anteil daran 
gehabt, daß wieder Bewegung in die Beziehungen zwischen West und Ost gekom­
men ist. Diese erfolgreiche Politik wäre ohne ihre feste Verankerung im westli­
chen Bündnis nicht möglich gewesen. Für die CDU bleibt eine dynamische West-

99 



politik, die der Festigung des Bündnisses und der Erhaltung der Sicherheit dient, 
unverzichtbare Voraussetzung realistischer Entspannungspolitik. 

56. Die CDU will durch ihre Politik das Verhältnis zu den östlichen und südöst­
lichen Nachbarn in allen Bereichen verbessern. Friedlicher Wettbewerb, umfas­
sende Zusammenarbeit und Verständigung sollen dauerhaft Konfrontation und 
Bedrohung ersetzen. Je mehr sich die Staaten des Warschauer Paktes nach innen 
erneuern und nach außen öffnen, umso weitgehender lassen sich die Möglichkei­
ten zur Erweiterung der Zusammenarbeit ausschöpfen. 

Die eDU betrachtet die kleinen und mittleren Staaten in Ost- und Südosteuropa 
als selbständige Partner mit eigenen historisch gewachsenen Interessen und Auf­
gaben im Dialog zwischen West und Ost. Sie würdigt ihre Bemühungen um eigen­
ständige Beiträge zur Öffnung und Umgestaltung ihrer Gesellschaften und zur 
Verbesserung der West-ast-Beziehungen. Der Ausbau der Beziehungen zu diesen 
Staaten und ihren Völkern dient der Stabilität in Europa und gründet auf dem Be­
wußtsein einer gemeinsamen Vergangenheit und Zukunft aller Europäer. 

57. Ziel unserer Politik des Dialogs und der Entspannung bleibt eine freiheit­
liche, gerechte und dauerhafte Friedensordnung, die das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker verwirklicht und die Achtung der Menschenrechte sowie des Gewalt­
verzichts garantiert und die Spaltung Europas überwindet. Diesem Ziel entspricht 
auch der Wille der Deutschen, ihre Einheit in Freiheit zu vollenden. 

Die Grundlagen für Frieden und Zusammenarbeit in Europa sind in der KSZE­
Schlußakte von Helsinki festgelegt worden. Die eDU wird deshalb weiterhin kon­
sequent die Einhaltung und Umsetzung der KSZE-Schlußakte auch in den Staaten 
des Warschauer Paktes einfordern. Die Konferenz über Sicherheit und Zusam­
menarbeit in Europa bleibt ein unerläßliches Instrument, den Frieden zu sichern, 
die Zusammenarbeit auf allen Gebieten zu fördern, den Menschenrechten Gel­
tung zu verschaffen und die Menschen einander näherzubringen . 

58. Der von der eDU angestrebte ausschließlich friedliche Wettbewerb zwischen 
West und Ost verlangt dem Osten im Denken und Handeln entscheidende Verän­
derungen ab. Die auf den Werten der Freiheit, der Menschenrechte und der 
Rechtsstaatlichkeit gründenden Demokratien des Westens können einem ver­
stärkten friedlichen Wettbewerb gegensätzlicher Gesellschaftsordnungen selbst­
bewußt entgegensehen. Im Unterschied zu den Gesellschaften des Sowjetkommu­
nismus bedeuten für sie Innovation und Wandel, Pluralismus und Konkurrenz 
der Ideen keine Bedrohung, sondern sind Bedingung ihrer Existenz und ihrer 
Fortentwicklung. 

Zusammenarbeit und Dialog dürfen die Unterschiede zwischen westlicher Demo­
kratie und kommunistischer Diktatur nicht verwischen. 
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Zusammenarbeit und Vertrauensbildung zwischen West und Ost fördern 

59. Unser Maßstab für echte Fortschritte in den West-Ost-Beziehungen bleibt 
die Lage der Menschen im geteilten Europa. Die CDU ist zutiefst überzeugt: Men­
schenrechtspolitik ist Friedenspolitik, denn die Achtung der Menschenrechte 
zählt zu den unerläßlichen Voraussetzungen einer friedlichen Welt. Deshalb gehö­
ren für uns Entspannungspolitik und Menschenrechtspolitik auch im West-Ost­
Dialog untrennbar zusammen. 

Wir treten für die Freizügigkeit aller Bürger auf beiden Seiten der Bündnissysteme 
ein, denn nur so wird die Politik der Verständigung und Vertrauensbildung für 
alle Menschen erlebbar. Die CDU will deshalb die Möglichkeiten für Begegnun­
gen zwischen den Menschen in West und Ost erweitern. Wir streben vor allem an, 
Städtepartnerschaften zu vermehren und auszubauen, Sportbegegnungen zu för­
dern, Kontakte zwischen gesellschaftlichen Gruppen sowie den Kirchen zu inten­
sivieren und den Jugendaustausch auszuweiten. Das Recht auf Freizügigkeit, auf 
Kontakte und Begegnungen über die Grenzen hinweg muß jedem Bilrger offenste­
hen. 

&0. Die CDU unterstreicht ihre Forderung nach Freilassung aller pOlitischen Ge­
fangenen in den Staaten des Warschauer Paktes. Rechtssicherheit, Meinungsviel­
falt und Pluralismus sind entscheidende Voraussetzung für den inneren Frieden 
und für ein gutnachbarliches Zusammenleben der Staaten. 

Die gemeinsame Religions- und Kirchengeschichte stellt ein wichtiges Band zwi­
schen den Völkern West- und Osteuropas dar. Als Christliche Demokraten be­
rührt uns das Schicksal der Gläubigen in den sozialistischen Staaten besonders. 
Die eDU wendet sich nicht nur gegen die Rassen-Apartheid in Südafrika, son­
dern auch gegen die Gewissens- und Glaubens-Apartheid in den Staaten des War­
schauer Paktes. Die CDU wird sich deshalb besonders für die Wahrung der Glau­
bensfreiheit einsetzen und fordert Toleranz von den Herrschenden. 

&1. Einheit und Vielfalt von Kultur und Geistesleben ganz Europas müssen sich 
auch in den West-Ost-Beziehungen niederschlagen . Die CDU setzt sich auf den 
Gebieten des Theaters, der Musik, des Films, des Rundfunks und des Fernsehens 
und anderer Kulturbereiche für die Intensivierung des Kulturaustauschs ein. Zu­
gleich strebt sie neue gemeinsame Projekte von Künstlern aus West und Ost an. 
Sie unterstützt Vereinbarungen über die beiderseitige Einrichtung von Kulturinsti­
tuten mit allen Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas. 

&2. Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit mit den Staaten des Rates für 
gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) sind seit Jahrzehnten ein stabilisierendes 
Element in den West-Ost-Beziehungen. Jetzt eröffnet das Modernisierungspro­
gramm, das sich die Sowjetunion und die überwiegende Zahl ihrer Partner im Rat 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe vorgenommen haben, Chancen zur Intensivie­
rung dieser Wirtschaftsbeziehungen. Die Öffnung der osteuropäischen Märkte 
bietet auch der deutschen Wirtschaft langfristige Perspektiven. 
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Die eDU setzt sich für neue Wege in den Wirtschafts- und Handelsbeziehungen 
mit den RGW-Staaten ein, die sie stärker in die Weltwirtschaft integrieren, ihre 
Angebotspalette und ihre Produktqualität verbessern und sie so zu attraktiveren 
Partnern machen. Die CDU befürwortet eine Intensivierung der Wirtschaftsbe­
ziehungen durch die Aufnahme geregelter Beziehungen zwischen der Europä­
ischen Gemeinschaft (EG) und dem Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RWG). 
Dies setzt jedoch voraus, daß der RWG die EG in ihrem territorialen Geltungsbe­
reich einschließlich Berlin-West uneingeschränkt anerkennt und den Abschluß 
von bilateralen Abkommen zwischen der EG und einzelnen"'-RWG-Staaten nicht 
behindert. 

Zum Ausbau der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen gehört auch die Verwirkli­
chung moderner Kooperationsformen, zum Beispiel durch Gemeinschaftsunter­
nehmen. Auch die verstärkte Ausbildung von Wirtschaftsfachleuten aus osteuro­
päischen Staaten im Westen fördert die Modernisierung dieser Volkswirtschaften 
ebenso wie der Ausbau der technologischen Zusammenarbeit. 

63. Entwicklung, Kenntnis und Anwendung moderner Technologien bestimmen 
heute den wirtschaftlichen Entwicklungsstand von morgen. Neue Ansätze in der 
industriellen Arbeitsteilung mit den osteuropäischen Staaten haben nur eine Zu­
kunftschance, wenn es nicht zu einem weiteren technologischen Leistungsgefälle 
zwischen West- und Osteuropa kommt. 

Technologische Zusammenarbeit muß sich in vollem Einklang mit den westlichen 
Sicherheitsinteressen vollziehen. Freien Technologietransfer von West nach Ost 
kann es daher nicht geben. Jedoch kann die Sowjetunion durch die Zustimmung 
zu weiteren Abrüstungsschritten, die zu mehr Sicherheit führen, die westliche Be­
reitschaft erhöhen, den Technologietransfer zu erleichtern. Die CDU hält eine 
vernünftige Abwägung zwischen politischen, sicherheits politischen und wirt­
schaftlichen Gesichtspunkten bei der Weitergabe von Hochtechnologie nach Ost­
europa für erforderlich. 

VI. Unsere Verantwortung für wirtschaftliche Entwicklung, 
soziale Gerechtigkeit und Menschenrechte in der Welt 

Wirtschaftliche EntwiCklung und soziale Gerechtigkeit fördern 

64. Die CDU sieht in einer freiheitlichen, sozial verpflichteten und leistungsfähi­
gen weltwirtschaftlichen Ordnung, die die natürlichen Lebensgrundlagen schützt, 
den besten Weg, die wirtschaftliche und soziale Entwicklung in den Ländern der 
Dritten Welt nachhaltig zu fördern und den Wohlstand in den Industrienationen 
zu sichern. Die internationale Durchsetzung der Prinzipien der Sozialen Markt­
wirtschaft und ein offenes Welthandelssystem mit freiem Waren-, Dienstlei­
stungs- und Kapitalverkehr bringen Vorteile für alle Länder. Die Einkommen, die 
die Entwicklungsländer in einem solchen Weltwirtschaftssystem selbst erarbeiten 
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können, betragen ein Vielfaches der von den Industriestaaten geleisteten Entwick­
lungshilfe. 

Anzustreben ist ein anhaltendes und inflationsfreies Wirtschaftswachstum bei 
möglichst stabilen Währungsrelationen. Um dieses Ziel zu erreichen, ist es vor al­
lem notwendig, protektionistische Maßnahmen zUIückzudrängen, die Entwick­
lungsländer besser in das System der Weltwirtschaft zu integrieren und Perspekti­
ven zur Lösung der internationalen Verschuldungskrise zu eröffnen . 

65. Die führenden Industrie- und Handelsnationen - insbesondere die USA, 
Kanada, Japan und die Länder der Europäischen Gemeinschaft - haben ent­
scheidenden Einfluß auf das internationale Handels-, Wirtschafts- und Finanzge­
füge. Ihrer engen und wirkungsvollen Zusammenarbeit kommt daher größte Be­
deutung zu. Als gleichberechtigte Wirtschaftspartner müssen sie ihren jeweiligen 
Teil der Verantwortung für die Entwicklung der Weltwirtschaft übernehmen. 
Übermäßige Haushaltsdefizite und Handelsbilanzdefizite müssen abgebaut, 
außen wirtschaftliche Ungleichgewichte und Leistungsbilanzüberschüsse zurück­
geführt und ein möglichst stabiles Preisniveau erzielt werden. 

Nach Überzeugung der CDU ist es eine vordringliche Aufgabe, protektionistische 
Maßnahmen zu beseitigen und Dauersubventionen abzubauen. Die Industrielän­
der müssen ihre Märkte verstärkt auch für Produkte aus den Entwicklungslän­
dern öffnen und diesen Staaten durch intensiveren Handel dringend benötigte De­
viseneinnahmen ermöglichen. Ein zielstrebiges und koordiniertes Vorgehen zur 
Stärkung der Marktelemente wird der Weltwirtschaft zum Vorteil aller neue Im­
pulse geben. 

66. Die zunehmende internationale Arbeitsteilung und der weltwirtschaftliche 
Strukturwandel machen eine bessere Integration der Entwicklungsländer in das 
Weltwirtschaftssystem notwendig. Es liegt im Interesse der westlichen Industrie­
nationen, daß die Länder der Dritten Welt ihre Wirtschaftskraft erhöhen und sich 
zu leistungsstarken Partnern entwickeln. Gleichzeitig entspricht es der wachsen­
den politischen Bedeutung und dem wachsenden Selbstbewußtsein der Entwick­
lungsländer, wenn sie einen angemessenen Platz in der internationalen Völkerge­
meinschaft erhalten. 

Chancengerechtigkeit und Kooperationsvorteile bei der internationalen Zusam­
menarbeit müssen auch für die schwächeren Länder gegeben sein . Rahmenbedin­
gungen dieser Zusammenarbeit müssen den unterschiedlichen wirtschaftlichen 
und sozialen Ausgangslagen der Staaten gerecht werden. Um vor allem den a.m 
wenigsten entwickelten Ländern den Übergang zu den Bedingungen des freien 
Welthandels zu erleichtern, sind für eine Übergangszeit besondere Regelungen er­
forderlich. Dazu können aufseiten der Industrieländer einseitige HandeIserleich­
terungen gehören sowie die Stärkung der Exportfähigkeit dieser Entwicklungslän­
der durch gezielte entwicklungspolitische Maßnahmen, zum Beispiel durch Hilfen 
zur Qualitätsverbesserung von Produkten und bei der Vermarktung. 
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Bei den oft schwierigen, aber notwendigen Strukturanpassungsmaßnahmen in 
Staaten der Dritten Welt haben die internationalen Organisationen Weltbank und 
Internationaler Währungsfonds (IWF) eine Schlüsselfunktion. Die CDU fordert 
jedoch bei der Ausarbeitung der Sanierungsprogramme eine angemessene Beach­
tung der sozialen Folgewirkungen, damit die oft einschneidenden Anpassungs­
maßnahmen nicht zu unzumutbaren Härten für die Bevölkerung führen, politi­
sche Destabilisierung bewirken und insbesondere demokratische Ordnungen oder 
Demokratisierungsbestrebungen gefährden. Entwicklung ist nur dort möglich, 
wo den schöpferischen Kräften der Menschen Freiraum zur Entfaltung geboten 
wird. Eine gerechte Verteilung des Wohlstands kann nur das Ergebnis einer auf 
soziale Gerechtigkeit ausgerichteten politischen Ordnung sein. 

67. Die internationale Verschuldungskrise ist eines der drängendsten Probleme 
der Weltwirtschaft. Indem sich die Industrie- und Entwicklungsländer an verän­
derte wirtschaftliche Rahmenbedingungen anpassen, leisten sie einen wichtigen 
Beitrag zur Lösung dieser Krise. 

Die unterschiedlichen Ursachen, Strukturen und Größenordnungen der Verschul­
dung in den Entwicklungsländern erfordern die Erarbeitung flexibler Einzellösun­
gen. Schuldner und Gläubiger - Geschäftsbanken, internationale Organisatio­
nen und Regierungen - müssen gemeinsam Verantwortung übernehmen. Die 
CDU begrüßt den Schuldenerlaß der Bundesregierung für die ärmsten Entwick­
lungsländer, insbesondere in Afrika, und die Überlegungen eines Schuldenerlas­
ses für ärmere Entwicklungsländer über den Kreis der am wenigsten entwickelten 
Länder (LDCs) hinaus. Als weitere Maßnahmen zur Bewältigung der Verschul­
dungskrise kommen zum Beispiel in Betracht: längerfristige .Umschuldungen, 
Senkung der Umschuldungszinsen, die Umwandlung von Schulden in Beteiligun­
gen und der Rückkauf von Schuldforderungen zum Marktpreis. Darüber hinaus 
sollten die Banken prüfen, ob in Einzelfällen neben der Umschuldung auch die 
Möglichkeit des Schuldenerlasses besteht. Entscheidend ist, daß die Länder der 
Dritten Welt eine reale Chance zur Bewältigung ihrer wirtschaftlichen Probleme 
erhalten. 

Unser Beitrag im Kampf gegen Hunger und Armut in der Welt 

68. Die Not von Hunderten von Millionen Menschen auf unserer Erde ist eine 
ständige Herausforderung an unser politisches Selbstverständnis als Christliche 
Demokraten. Das Schicksal der hungernden und in Elend lebenden Menschen in 
den Ländern der Dritten Welt darf uns nicht gleichgültig lassen. Die CDU weiß 
sich zu tatkräftiger internationaler Solidarität im Kampf gegen Hunger und Ar­
mut verpflichtet. 

Die Bundesrepublik Deutschland muß entsprechend ihrer wirtschaftlichen und in­
ternationalen Bedeutung ihre entwicklungspolitischen Bemühungen auch künftig 
weiter verstärken. Der Anteil unserer Entwicklungshilfe am Bruttosozialprodukt 
muß kontinuierlich ausgebaut werden . Die Bundesrepublik Deutschland muß 
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beim Ausbau einer gemeinsamen Entwicklungspolitik der Europäischen Gemein­
schaft und im Dialog zwischen Industrie- und Entwicklungsländern eine aktive 
Rolle übernehmen. 

Umfang und Instrumentarium der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit der 
Europäischen Gemeinschaft sollte über die Beziehungen zu den Staaten Afrikas, 
der Karibik und des Pazifik hinaus stärker weltweit ausgerichtet werden. Insbe­
sondere mit Staaten Asiens und Lateinamerikas ist eine verstärkte Zusammenar­
beit anzustreben. 

69. Die entwicklungspolitische Zusammenarbeit muß als ressortübergreifende 
Aufgabe verstanden und durchgeführt werden, die neben der wirtschaftlichen Zu­
sammenarbeit auch Aspekte der Außen- und Friedenspolitik, der Weltwirt­
schafts- und AgrarpOlitik, der Umwelt- und internationalen Sozialpolitik sowie 
der auswärtigen Kulturpolitik einbezieht. Nach Überzeugung der CDU muß 
Richtschnur aller Entwicklungszusammenarbeit die Hilfe zur Selbsthilfe sein . 
Deshalb dürfen Eigenanstrengungen der Entwicklungsländer nicht gelähmt wer­
den, vielmehr muß die Förderung von Selbsthilfeprojekten und privaten Initiati­
ven im Vordergrund stehen. 

70. Die CDU unterstützt eine Entwicklungspolitik. clie ihre finanzielle und tech­
nische Hilfe vorrangig auf die ärmeren Länder der Dritten Welt und auf die ärme­
ren Bevölkerungsschichten konzentriert. Wir begrüßen eine Schwerpunktsetzung, 
die ländliche Entwicklung und Ernährungssicherung aus eigener Kraft, Aus- und 
Fortbildung sowie Sicherung der Energieversorgung in den Mittelpunkt der Ent­
wicklungsbemühungen rückt. Die CDU fordert die Bundesregierung auf, sich 
auch EG-weit für die Umweltverträglichkeit von Entwicklungshilfeprojekten ein­
zusetzen. Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der natürlichen Lebensgrund­
lagen sollen besonders gefördert werden, um einen weiteren Raubbau an der Na­
tur und an Rohstoffen zu verhindern . 

Bei der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit müssen die unterschiedlichen 
Gegebenheiten in den Ländern der Dritten Welt hinsichtlich der Entwicklung der 
Binnenmärkte, der Fähigkeit zur regionalen Kooperation, der Importabhängig­
keit und des Exportpotentials berücksichtigt werden . 

Für viele Entwicklungsländer ist die Stärkung ihrer Binnenmärkte eine vordringli­
che Aufgabe, damit die Bevölkerung langfristig ihr Einkommen durch produktive 
Arbeit selbst erwirtschaften kann. Für clie CDU hat daher clie Ansiedlung von 
Kleingewerhe und Handwerk sowie die Förderung von kleinen und mittelständi­
schen Unternehmen besondere Bedeutung. 

71. Um die wirtschaftliche Entwicklung und die Exportchancen der Länder der 
Dritten Welt zu fördern, sind öffentliche und private Kredite und Investitionen 
aus den Industrieländern notwendig. Die Bundesrepublik Deutschland muß die 
Konditionen für Kredite erleichtern. Die CDU fordert die deutsche Wirtschaft 
auf, bei ihren Auslandsinvestitionen die Entwicklungsländer verstärkt einzubezie-
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hen. Die Bundesregierung soll verstärkt die Entwicklung und Nutzung angepaßter 
Technologien in den Entwicklungsländern und den Austausch dieser Technolo­
gien zwischen den Ländern der Dritten Welt fördern. 

In ärmeren Ländern sollen lebenswichtige Maßnahmen der materiellen und sozia­
len Infrastruktur künftig nur noch durch Zuschüsse gefördert werden. Wegen der 
verringerten Fähigkeit zu Eigenleistungen hält es die CDU während einer Über­
gangsphase für notwendig, daß die Bundesrepublik Deutschland, insbesondere 
bei der Zusammenarbeit mit ärmeren Entwicklungsländern, verstärkt auch lau­
fende Projektkosten übernimmt. 

Die Bundesregierung hat begonnen, Tilgungen aus Entwicklungshilfekrediten für 
neue entwicklungspolitische Maßnahmen einzusetzen. Langfristig sollen alle 
Rückzahlungen schrittweise für derartige Projekte wiederverwandt werden. 

72. Staatliche und nichtstaatliche Förderung kultureller und wissenschaftlicher 
Zusammenarbeit ist eine notwendige Ergänzung zu finanzieller und materieller 
Hilfe. Für den Erfolg der Entwicklungszusammenarbeit ist das Verständnis für 
die unterschiedlichen Kulturen und die dadurch geprägten Verhaltens- und Denk­
weisen der Menschen mitentscbeidend. 

Frauen spielen im Entwicklungsprozeß eine bedeutende Rolle, was bei allen Pro­
jekten zu berücksichtigen ist und zu neuen Formen der Zusammenarbeit mit den 
Frauen in der Dritten Welt führen muß . Vor allem ist dies in Bereichen wichtig, in 
denen Frauen besonderen Arbeitsbelastungen oder Mißständen ausgesetzt sind . 

Zur Verbesserung der kulturellen und wissenschaftlichen Zusammenarbeit forde­
rt die CDU, daß Künstlern, Autoren, Journalisten, Studenten und Wissenschaft­
lern aus Afrika, Asien und Lateinamerika in der Bundesrepublik Deutschland 
verstärkt die Möglichkeit geboten wird, die Lebens- und Gedankenwelt der Men­
schen ihrer Heimatländer bekanntzumachen . Kulturelle Begegnungsmöglichkei­
ten fördern den Prozeß des gegenseitigen Lernens und Verstehens. 

73. In privatwirtschaftlicher Zusammenarbeit sieht die CDU einen bedeutsamen 
Beitrag zum wirtschaftlichen und sozialen Aufbau der Entwicklungsländer. Die­
ser unternehmerische Einsatz wird von vielen Ländern der Dritten Welt vermehrt 
gewünscht. Daher hält die CDU eine stärkere Einbeziehung von deutschen mittel­
ständischen Unternehmen und von Genossenschaftsverbänden in die Entwick­
lungspolitik für sinnvoll. 

Nichtstaatliche Organisationen, vor allem die Kirchen, sind oft in besonderem 
Maße in der Lage, der Bevölkerung in den Entwicklungsländern unmittelbar zu 
helfen. Ihr Engagement ist nach Auffassung der CDU unverziehtbare Ergänzung 
zu staatlichen Hilfsmaßnahmen und daher besonders unterstützenswerl. Aufgabe 
der Bundesregierung ist es, den Handlungsspielraum der nichtstaatlichen Organi­
sationen bei ihrer Tätigkeit in den Entwicklungsländern abzusichern. 
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Demokratie und Menschenrechten gebört die Zukunft 

74. Nach Überzeugung der CDU gehört die Garantie von Grund- und Men­
schenrechten sowie von Mitwirkungsmöglichkeiten für alle Bürger zu einer stabi­
len politischen Ordnung, die wirtschaftliche und soziale Entwicklung ermöglicht. 

Unser christliches Menschenbild verlangt von uns, das Leben und die Würde des 
Menschen zu schützen und uns für die weltweite Verwirklichung der Menschen­
und Freiheitsrechte einzusetzen. Aber nicht nur Unfreiheit und Rechtlosigkeit 
sind Quellen menschlichen Leidens, sondern auch menschenunwürdige Lebensbe­
dingungen, soziale Not, Rassendiskriminierung, Armut und Hunger verletzen die 
menschliche Würde. 

75. Jedes Volk hat das Recht, sein Staats- und Gesellschaftssystem selbst zu be· 
stimmen. Unterschiedliche religiöse und kulturelle Wertvorstellungen, politische 
Traditionen und soziale Erfahrungen müssen respektiert werden. Aber dies kann 
den grundsätzlich weltweiten Anspruch der international anerkannten Menschen­
rechte nicht mindern. Unser Engagement in dieser Frage richtet sich nach der 
Schwere des Unrechts und nicht danach, in welchem Land es stattfindet. 

Deshalb verurteilen wir die kommunistischen Diktaturen in Europa und in ande­
ren Teilen der Welt ebenso wie Militär- und Rechtsdiktaturen und religiös-funda­
mentalistische oder feudalistische UnterdrUckungssysteme. Die CDU lehnt das 
menschen verachtende System der Apartheid entschieden ab und fordert dessen 
konsequente Beseitigung auf friedlichem Wege. 

71. Freiheitliche Demokratien haben sich in Lateinamerika und Asien im letzten 
Jahrzehnt oft dort durchgesetzt, wo früher autoritäre Regime geherrscht hatten. 
Dieser Vormarsch von Freiheit und Demokratie muß weiter gefördert werden. Es 
geht der CDU dabei nicht um die übertragung eines bestimmten Demokratie­
modells, sondern um die weltweite Förderung einer freiheitlichen, rechtsstaat­
lichen und pluralistischen Entwicklung. 

Den christlich-demokratischen Parteien in Lateinamerika gilt die solidarische Un­
terstützung der eDU. Sie tragen in ihren Ländern entscheidend zur Abschaffung 
von Diktatur und Unterdrückung sowie zur Beseitigung von Hunger und sozialem 
Elend in ihrer Region bei. Sie sind Hoffnungsträger demokratischer Erneuerung 
in ihren Regionen. 

77. Wir anerkennen das Bemühen um politische und ideologische Unabhängig­
keit und um regionale Zusammenarbeit innerhalb der Dritten Welt. Wir wenden 
uns gegen Versuche, den Ost-West-Gegensatz in die Dritte Welt hineinzutragen. 
Entschieden lehnen wir alle Formen von Gewalt und aggressiver Ideologie als Mit­
tel zur Bewältigung von zwischenstaatlichen oder innerstaatlichen Konflikten 
oder Problemen ab. 
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Die zunehmende Aufrüstung in Ländern der Dritten Welt hemmt die politische 
und wirtschaftliche Entwicklung und fördert die Neigung, innere und äußere 
Konflikte mit Waffengewalt auszutragen. Die eDU bekennt sich weiterhin zu ei­
ner restriktiven Handhabung beim Export von Rüstungsgütern. Aufgrund der un­
terschiedlichen Rüstungsexportpraxis der westlichen Länder ergibt sich auf 
NATO-Ebene die Notwendigkeit, gemeinsame und verbindliche Kriterien für den 
Rüstungsexport zu erarbeiten. Wegen der zunehmenden Fähigkeit einzelner Ent­
wicklungsländer zur eigenen Produktion von Rüstungsgütern sowie des massiven 
sowjetischen Exports von Waffen in die Dritte Welt hält die eDU ein internatio­
nal geltendes und wirksames Abkommen zur Begrenzung von Rüstungsexporten 
für notwendig. 

78. Die Entwicklungszusammenarbeit der Bundesrepublik Deutschland dient 
dem Aufbau einer weltweiten Friedensordnung, die die Menschenrechte garan­
tiert sowie faire Zusammenarbeit und sozialen Ausgleich schafft. Staaten mit de­
mokratischer Grundordnung fühlen wir uns dabei besonders verbunden. 

Die eDU glaubt an die ansteckende Kraft von Freiheit und Demokratie. Wir sind 
überzeugt, daß die Zukunft nicht den Diktaturen gehört, sondern den freiheit­
lichen Demokratien. 
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